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GRUSSWORTE

Sehr geehrte Mitglieder der Heimstättenverein Osnabrück eG,

Damit sind wir das „älteste“ aller Mitglieder.

Dem Aufsichtsrat, dem Vorstand und vor 

allem den Mitgliedern der Heimstättenver-

ein Osnabrück eG wünsche ich, dass die 

Genossenschaft weiterhin erfolgreich wirt-

schaftet und Mieterinnen und Mietern die 

Sicherheit und Wohnqualität bietet, wegen 

der sie sich ihr angeschlossen haben.

Wolfgang Griesert, 

Osnabrück im Februar 2019

Grußwort des Oberbürgermeisters  
der Stadt Osnabrück

mit Ihren Anteilen an Immobilien besitzen 

Sie etwas, das immer kostbarer wird. Als 

Mieter in einer der rund 1.800 Wohnungen 

im Bestand der Heimstättenverein Osna-

brück eG sind Sie sozusagen Mieter im ei-

genen Haus, ohne jedoch die hohe Inves-

tition eines Immobilienkaufs stemmen zu 

müssen. Ihr Anteil an der Genossenschaft 

gewährleistet Ihnen nicht nur umfangrei-

che Rechte als Mieter, sondern auch noch 

eine attraktive Dividende. Dass dieses Prin-

zip seit inzwischen 100 Jahren funktioniert, 

zeigt, wie resistent es gegenüber Krisen ist 

und	 dass	 es	 sich	 flexibel	 auf	 verändernde	

politische und wirtschaftliche Gegebenhei-

ten einzustellen vermag.

Wer in einem der Häuser des Heimstät-

tenvereins lebt, hat den Vorteil, durch das 

Genossenschaftsrecht besser geschützt zu 

sein, als es Mieter sonst sind. Dieses Ge-

fühl von Sicherheit und Geborgenheit führt 

auch dazu, dass die Menschen besonders 

lange in ihren Wohnungen leben. Nicht 

umsonst feiert die Genossenschaft in je-

dem Jahr 50-jährige Mieterjubiläen. 

Auch die Stadt Osnabrück ist unter den 

2.000 Mitgliedern der Genossenschaft. Nur 

rund einen Monat nach der Gründung be-

teiligte sich die Stadt am 14. Juni 1919 mit 

35 Geschäftsanteilen, die sie bis heute hält. 

Foto: Lichtbildmanufaktur, 2017
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GRUSSWORTE

Für den vdw Verband der Wohnungs- und 

Immobilienwirtschaft in Niedersachsen und 

Bremen e.V. gratuliere ich sehr herzlich zum 

100-jährigen Bestehen. Der Glückwunsch 

gilt den Mitgliedern, dem Aufsichtsrat, dem 

Vorstand und den Mitarbeitern. Sie haben 

in den vergangenen Jahrzehnten den Ge-

nossenschaftsgedanken entwickelt und 

vorangetrieben. Seit 100 Jahren erfüllt die 

Genossenschaft in Osnabrück einen wich-

tigen sozialen Auftrag und hat stets die be-

sonderen Bedürfnisse aller Generationen 

im Blick. Derzeit leben fast 4.000 Men-

schen in den rund 1.800 Wohnungen der 

HVO. Sie wohnen dort gut, sicher und zu 

verträglichen Mietpreisen. 

Der Gründungsgedanke war, wie so oft in 

der Historie deutscher Wohnungsgenos-

senschaften, der blanken Not entsprungen. 

Der Heimstättenverein wurde als Reaktion 

auf die katastrophalen Wohnverhältnisse in 

der Stadt nach dem Ersten Weltkrieg aus 

der Taufe gehoben – zunächst als Selbst-

hilfeeinrichtung insbesondere für Beamte. 

Später konnten alle Osnabrücker Mitglied 

in der prosperierenden Genossenschaft 

werden.  

Grußwort des Verbands der Wohnungs- 
und Immobilienwirtscha�

Seit ihrer Gründung hat die HVO viele be-

wegte Jahre hinter sich. Denn die Geschich-

te des 20. Jahrhunderts ist auch immer die 

Geschichte der sozialen Wohnungswirt-

schaft gewesen: Auf schlimme Krisen und 

Zerstörung folgten stets Aufbau und Wohl-

stand. Der Heimstättenverein kümmerte 

sich mit differenzierten Angeboten um die 

breiten Schichten der Bevölkerung. Neben 

bezahlbaren Wohnungen bot die Genos-

100 Jahre Heimstättenverein Osnabrück eG

Foto: vdw, 2019
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GRUSSWORTE

senschaft über viele Jahre auch Erwerbs-

häuser an. Frühzeitig stellte sie sich auch 

den Herausforderungen des gesellschaft-

lichen Wandels und schuf Möglichkeiten 

zum Betreuten Wohnen im Alter. Wenn 

heute über steigende Mieten gerade in at-

traktiven Städten wie Osnabrück geklagt 

wird, muss der Hinweis erlaubt sein, dass 

Genossenschaften wie der Heimstättenver-

ein mit einer Durchschnittsmiete von kaum 

mehr als fünf Euro pro Quadratmeter wei-

terhin für einen sozialen Ausgleich am loka-

len Wohnungsmarkt sorgen. Dafür gebührt 

Ihnen unser Dank. 

Der deutsche Dichter Christian Morgen-

stern hat einst geschrieben: „Je mehr Du 

für das Allgemeine getan haben wirst, desto 

mehr hast Du für Dich selbst getan.“ Der 

Heimstättenverein Osnabrück dürfte in die-

sem Sinne zu einer äußerst erfreulichen 

(Zwischen-) Bilanz kommen. Denn im Jahr 

seines 100-jährigen Bestehens genießt er 

einen sehr guten Ruf – in der Stadt und 

über deren Grenzen hinaus. 

In diesem Sinne verbinde ich meinen Glück-

wunsch anlässlich des Jubiläums auch mit 

der Hoffnung, dass der Heimstättenverein 

Osnabrück auf dem eingeschlagenen Weg 

weitergeht und seine erfolgreiche Tätigkeit 

in den nächsten Jahrzehnten fortsetzt.

 

Heiner Pott, Hannover im März 2019
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GRUSSWORTE

So steht es im Vorwort des Protokollbuchs 

unserer Genossenschaft und das war wahr-

scheinlich auch ein Antrieb, um der Woh-

nungsnot nach dem Ersten Weltkrieg zu 

begegnen. Die Gründung der Genossen-

schaft im Jahre 1919 auf den Prinzipien 

Selbsthilfe, Selbstverwaltung und Selbst-

verantwortung ist der Beginn der Erfolgs-

geschichte der Beamten-Wohnungsverein 

Osnabrück eG. Die ersten Tätigkeiten der 

Genossenschaft waren die Bauerstellung 

am Klushügel und in der Beethovenstraße 

am Westerberg. Hatte man zunächst vor, 

eine Eigenversorgung in Form der Genos-

senschaft vorzunehmen, zwang die Zahl 

der Beitritte und Anfragen schnell zu einer 

Umbenennung zur Heimstättenverein Os-

nabrück eG und zur Erweiterung auf andere 

Teile der Bevölkerung. 

Die Selbstverwaltung zeigt sich vor allen da-

rin, dass bis zum Umzug in das Objekt An 

der Katharinenkirche 2 und im Jahr 1974 

zur Georgstraße 15 die Verwaltungsaufga-

ben in Privaträumen der Vorstandsmitglie-

der wahrgenommen wurden. Die Selbst-

verantwortung zeigt sich daran, dass alle 

Bauherren, Mieter, Aufsichtsratsmitglieder 

und Vorstandsmitglieder der Genossen-

schaft angehören müssen. Auch die Aus-

wahl der Aufsichtsratsmitglieder aus der 

Mieterschaft garantiert den Austausch mit 

Grußwort des Vorstands 
und des Aufsichtsrats der HVO

„Jeder muß ein Plätzchen haben, wär‘ es noch so klein“

den Mietern innerhalb des Wohnungsbe-

standes.

War in den ersten Jahren der Gründung die 

vorderste Aufgabe, sich selbst und die neu-

en Mitglieder mit Wohnraum zu versorgen, 

stand nach Ende des Zweiten Weltkrieges 

die Versorgung breiter Bevölkerungsschich-

ten mit Wohnraum an erster Stelle. Für un-

sere relativ kleine Genossenschaft war das 

schon eine große Herausforderung, sind 

doch in den Jahren von 1950 bis 1959 die 

großen Bestände an der Bozener Straße, 

der Broxtermannstraße, der Ertmanstraße 

und dem Ertmanplatz, der Iburger Straße, 

der Jellinghausstraße, der Voxtruper Straße 

sowie an der Bohmter Straße und der Lim-

berger Straße geschaffen worden. 

In den Jahren ab 1989 war dann die Unter-

bringung der Zuwanderer nach dem Zerfall 

der Sowjetunion eine vorrangige Aufgabe. 

Durch den Dachgeschossaufbau von 108 

Wohnungen wurde der Wohnungsbestand 

zu dieser Zeit ebenfalls deutlich erweitert. 

Die Finanzkrise im Jahr 2007 führte dazu, 

dass sich im Laufe der folgenden Jahre die 

Kapitalmarktzinsen derartig reduzierten, 

dass ein Bauboom ausgelöst wurde. Hier 

haben wir mit dem  Ersatzneubau sowohl 

neue Wohnungen geschaffen als auch für 

einen  barrierefreien Zugang zu den Häu-

sern gesorgt. Diese Barrierefreiheit ist in 
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Wir wünschen der Heimstättenverein Osna-

brück eG eine weitere positive Entwicklung 

in den folgenden Jahren und Jahrzehnten 

und gratulieren allen Mitgliedern und Be-

wohnern zu diesem Jubiläum. 

Jürgen Silies für den Vorstand und

Horst Kurrelemeyer für den Aufsichtsrat 

im Februar 2019

GRUSSWORTE

den älteren Bestandshäusern nicht gege-

ben und Vielen fällt vor allem im Alter das 

Treppensteigen schwer.

Stand in der Eröffnungsbilanz von 1919 

noch unter der Aktivseite genau wie unter 

der Passivseite der Eintrag „Nichts“, so hat 

sich dies doch in den vergangenen 100 

Jahren deutlich geändert. Nicht nur der Be-

stand von 1.800 Wohnungen im Stadtge-

biet von Osnabrück und eine Bilanzsumme 

von fast 66 Millionen Euro schlagen heutzu-

tage zu Buche, sondern auch viele zufriede-

ne Mieter, die gut und sicher wohnen. 

Vorstand und Aufsichtsrat der HVO. V.l.n.r.: Peter Hahn, Marcel Bretzigheimer, Jürgen Silies,  
Wilfried Temme, Astrid Huge, Kai-Uwe Bredlich, Dietmar Otte, Nadine Hagensieker,  

Horst Kurrelmeyer. Foto: Dirk Egelkamp, 2019
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1919

KAPITEL 1 

Gründung und Au� au des Heimstä� envereins 

Die Gründung des Beamten-Wohnungsvereins Osnabrück

„Jeder muß ein Plätzchen haben...“ – die-

se Verse setzten die Gründer der Genos-

senschaft „Beamten-Wohnungsverein Os-

nabrück“ ihrem Protokollbuch über die 

Hauptversammlung programmatisch vor-

an.1 Das Gedicht bringt den Wunsch nach 

einem bescheidenen Eigenheim mit Gar-

ten und damit nach Selbstständigkeit und 

innerer Ruhe zum Ausdruck. Urheber der 

Gründung war die Allgemeine Beamten-

vereinigung Osnabrück, eine Ortsgruppe 

des Deutschen Beamtenbundes. Die mit 

der Vorbereitung der Gründung betrauten 

Herren Heinrich Grewe und Peter Macken-

thun wussten, was für einen erfolgreichen 

Start des Unternehmens zu tun war: Man 

eröffnete dem Magistrat, dass man auf sein 

Wohlwollen viel Wert lege, und bat darum, 

dass dieser sowohl Genossenschaftsan-

teile erwerbe als auch einen Vertreter für 

den Aufsichtsrat benenne.2 Daraufhin trat 

Stadtbaurat Lehmann durch Ankauf von 

zehn Genossenschaftsanteilen als Vertreter 

der Stadt dem Beamten-Wohnungsverein 

bei und wurde auf der Gründungsversamm-

lung als Mitglied des Aufsichtsrats gewählt.3

Quelle: HVO-Hausarchiv
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KAPITEL 1
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KAPITEL 1 

Protokoll der Gründung des Beamten-Wohnungsvereins am 8. Mai 1919. 
Quelle: HVO-Hausarchiv



  100 JAHRE HVO   13

Die Gründungsversammlung fand am 

8. Mai 1919 im Weißen Saal der Stadt-

halle Osnabrück statt.4 Als Festredner 

zum Thema Baugenossenschaften und 

damit zugleich als Vertreter des Preußi-

schen Staates hatte man Regierungsrat 

Dr. Frielinghaus gewonnen.5 Auf der Ver-

sammlung wurde auch deutlich gemacht, 

vor welchem Hintergrund sich die Grün-

dung ereignete:6 Die bereits bestehende 

Wohnungsnot habe sich durch den gera-

de beendeten Ersten Weltkrieg noch ver-

schärft, da in den letzten Jahren Neubau-

aktivitäten unterlassen worden seien. Der 

bestehende Baubestand sei zum Teil in 

schlechtem Zustand, auch wenn er äußer-

lich einen hübschen Eindruck mache. Man 

erwarte nun in der nächsten Zeit auch noch 

800.000 Kriegsgefangene zurück, die dann 

zusätzlich auf diesen angespannten Woh-

nungsmarkt drängen würden.7 Anschlie-

ßend wurde die erste Satzung einstimmig 

beschlossen und gleich von 166 Interes-

sierten unterzeichnet.8 In der Satzung wur-

de der Zweck der Genossenschaft wie folgt 

festgehalten:

„Der Gegenstand des Unternehmens ist die 

Erbauung von Häusern zum Vermieten oder 

zum Verkauf. Der Zweck der Genossenschaft 

ist ausschließlich darauf gerichtet, minderbe-

mittelten Familien oder Personen, gesunde 

und zweckmäßig eingerichtete Wohnungen in 

eigens erbauten und angekauften Häusern zu 

billigen Preisen zu verschaffen.“ 9

KAPITEL 1

Die HVO-Eröffnungsbilanz am Gründungstag. 
Quelle: HVO-Hausarchiv
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KAPITEL 1 

Die Art und Weise sowie der Zeitraum der 

Gründung des Osnabrücker Beamten-

Wohnungsvereins ist durchaus typisch für 

den Umbruch vom 19. zum 20. Jahrhun-

dert. Die Idee der Genossenschaft kam im 

19. Jahrhundert auf und versprach zum 

einen fachliche Hilfestellung sowie wirt-

schaftliche Unterstützung durch moderate 

Preise. Dazu verzichteten Genossenschaf-

ten zugunsten ihrer Mitglieder grundsätzlich 

darauf, mit Gewinn zu kalkulieren; etwaige 

Überschüsse kamen den Mitgliedern zugu-

te. Zum anderen boten Genossenschaften 

die Möglichkeit der demokratischen Teilha-

be, die gerade Arbeitern auf politischer und 

wirtschaftlicher Ebene bislang verwehrt ge-

blieben war. Genosse wurde, wer mindes-

tens einen Anteil an einer Genossenschaft 

käuflich	 erwarb,	 und	 jeder	 Genosse	 und	
jede Genossin hatte bei den Mitgliederver-

sammlungen eine Stimme – unabhängig 

von der Anzahl der erworbenen Anteile.

Die Genossenschaftsbewegung des 19. 

Jahrhunderts hatte schnell viele Anhänger, 

tat sich aber bei der Umsetzung anfangs 

schwer – insbesondere im Baubereich. 

Nach ersten, an die Genossenschaftsidee 

angelehnten Hilfsvereinen, entstanden ab 

1862 auch erste Baugenossenschaften – 

dies jedoch eher zögerlich. Erst die sich 

ab 1881 entwickelnde Sozialgesetzgebung 

und das 1889 in Kraft tretende „Reichs-

gesetz über die Wirtschafts- und Erwerbs-

genossenschaften“ schufen die Bedingun-

gen, die dem Genossenschaftsmodell zum 

Erfolg verhalfen:10 War bislang durch das 

erste Genossenschaftsgesetz von 1868 die 

Haftung der Genossen unbegrenzt und ge-

samtschuldnerisch, was neben Ärmeren 

auch viele gut verdienende Bürger von ei-

ner Beteiligung abhielt, so sah das neue 

Gesetz nun die Möglichkeit einer auf die 

Höhe der Einlage begrenzten Haftung vor, 

zzgl. einer anteiligen Beteiligung an der in 

der Satzung festgelegten Haftsumme. Zu-

dem reduzierte sich die Wahrscheinlichkeit 

von	 Bilanzdefiziten	 oder	 gar	 Insolvenzen	
von	 Genossenschaften,	 da	 die	 Pflicht	 zur	
Revision eingeführt wurde. Neue Bestim-

mungen zur Altersvorsorge ermöglichten 

zugleich die Vergabe zinsgünstiger Darle-

hen für den Arbeiterwohnungsbau, was die 

Versicherungsanstalten schon zur Präventi-

on von Krankheiten aktiv nutzten, denn die 

damals weit verbreitete Tuberkulose war vor 

allem durch zu beengte Wohnverhältnis-

se bedingt. Die Sozialversicherungsträger 

wurden nun ein wichtiger Baustein für die 

Finanzierung des sozialen Wohnungsbaus. 

Erst jetzt nahm die Gründung von Bauge-

nossenschaften Fahrt auf: Statt 60, wie im 

Jahr 1890, existierten 1908 bereits 764 Ge-

nossenschaften.

Zur Geschichte der (Bau-)Genossenschaften
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Auch in Osnabrück kam es zur Gründung 

von Wohnungsbaugesellschaften, wobei 

die Quellenlage hierzu leider dürftig ist. 

Spätestens im Mai 1893 gründete sich der 

Osnabrücker Spar- und Bauverein.11 Schon 

1894 folgte der Gemeinnützige Osnabrü-

cker Bauverein, der 1916 mit dem frisch 

gegründeten Bauverein „Kriegerdank“ fu-

sionierte.12 1924 entstand die Niedersäch-

sische Wohnungsbaugesellschaft mbH als 

Tochter der Nileg, der Niedersächsischen 

Landesentwicklungsgesellschaft.13 

Ebenfalls in den 1920er-Jahren bildete sich 

die Niedersächsische Heimstätte, die in den 

1950er-Jahren in der Nileg aufging. Am 

1. April 1937 entwickelte sich aus dem Os-

nabrücker Bauverein und über 400 Woh-

nungen der Stadt Osnabrück die städtische 

Osnabrücker Wohnungsbaugesellschaft 

GmbH (OWG), die 1941 vermutlich auch 

den Osnabrücker Spar- und Bauverein 

übernahm14 und 2002 von der Stadt an 

die Nileg verkauft wurde. 1949 wurde die 

Stephanswerk Wohnungsbaugesellschaft 

mbH gegründet15 und am 15. Juli des Jah-

res die Soziale Wohnungsbau-Genossen-

schaft in Osnabrück.16 Später wurde sie in 

Wohnungsbaugenossenschaft Osnabrück 

umbenannt, die heutige WGO.17 Hinzu 

kamen diverse Wohnungsbauaktivitäten 

durch Unternehmen wie das Osnabrücker 

Kupfer- und Drahtwerk oder Klöckner, die 

heute jedoch nicht mehr existieren.18 Der 

Heimstättenverein ist heute also die älteste 

noch existierende Wohnungsbaugenossen-

schaft in Osnabrück.

Wohnungsbauträger in Osnabrück

Die inhaltliche Ausrichtung des Heimstättenvereins

Innerhalb der Genossenschaftsbewegung 

hatten sich um 1900 herum bei den Bau-

genossenschaften, die ihren Mitgliedern 

bezahlbaren und soliden Wohnraum 

schaffen wollten, zwei Richtungen her-

auskristallisiert.19 Eine Strömung setz-

te auf Gemeinschaftseigentum und Ge-

meinschaftseinrichtungen und lehnte 

Privateigentum weitgehend ab. Bei anderen 

Gruppierungen, die zwar auch dem sozial-

demokratischen Spektrum nahestanden, 

die jedoch politisch neutraler ausgerichtet 

waren, stand der Fürsorgegedanke im Vor-

dergrund: Sie organisierten sich in Form 

einer Genossenschaft, um für ihre Mitglie-

der günstigere Bedingungen zur Erlangung 

von Bauland, für Darlehenskonditionen 

und Rückzahlungsmodalitäten, für die Ge-

nehmigung von Fördergeldern und nicht 

zuletzt für Baustoffpreise zu erwirken. Sie 
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KAPITEL 1 

Bereits Ende des 19. Jahrhunderts hat-

ten staatliche Stellen Baugenossenschaf-

ten als Möglichkeit erkannt, ihr Personal 

mit Wohnraum zu versorgen.24 So wurden 

zweckgebundene Darlehen angeboten, mit 

denen Baugenossenschaften für Arbeiter, 

Angestellte und Beamte staatlicher Ein-

richtungen Miet- und Eigentumswohnun-

gen erstellen konnten. Nach dem Ersten 

Weltkrieg hatte es sich dann aufgrund des 

erneuten akuten Wohnraummangels weit-

gehend durchgesetzt, Wohnraumsiche-

rung auch als Aufgabe des Staates und der 

Kommunen zu begreifen. Die daraus resul-

tierende vermehrte staatliche und kommu-

Der Nutzen von Baugenossenschaften für den Staat

nale Förderung wurde von vielen berufs-

ständischen Organisationen zur Gründung 

von Baugenossenschaften genutzt. 

Der Beamten-Wohnungsverein in Osna-

brück kam dabei laut Berichten seines ers-

ten Vortands Heinrich Grewe auf Anregung 

des Regierungspräsidenten in Osnabrück 

zustande.25 In diesem Fall also hatte sich 

der Preußische Staat offensiv um die Ein-

richtung einer Wohnungsbaugenossen-

schaft bemüht. Die Stadt Osnabrück erwies 

sich dabei von Beginn an als gute Partne-

rin, die dem Heimstättenverein in der Grün-

dungsphase alle Hilfe angedeihen ließ, um 

die er bat.26

zogen dabei den Bau von Eigentumshäu-

sern für ihre Mitglieder den Mietwohnungen 

in Mehrfamilienhäusern vor. Zu dieser Strö-

mung ist auch der Beamtenwohnungsver-

ein Osnabrück zu zählen, was sich auch in 

der Namensänderung des Vereins spiegelt: 

In der Generalversammlung am 13. Juni 

1920 gab sich der Beamtenwohnungs-

verein seinen heutigen Namen „Heimstät-

tenverein“.20 Die „Heimstätte“ war ein laut 

Reichsheimstättengesetz geschützter Be-

griff und bezeichnete ein Kleinhaus, das 

mitsamt	 dem	 Grundstück	 einem	 eher	 fi-

nanzschwachen Eigentümer gehörte und 

das mit Nebenerwerbslandwirtschaft und 

Kleintierhaltung zur Selbstversorgung an-

gelegt war.21 So baute die HVO zwischen 

1920 und 1923 am Klushügel ausschließ-

lich Doppelhäuser, die durch Stallbauten 

miteinander verbunden waren.22 Mit der 

Namensänderung war aber auch der Be-

schluss verbunden, nicht lediglich für Be-

amte zu bauen, sondern sich nun auch 

breiteren Bevölkerungskreisen zu öffnen.23
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Antrag auf Genehmigung eines Mietvertrags für eine Wohnung am Wulfekamp 32 
von 1927 mit rückseitiger Genehmigung des Städtischen Wohnungsamtes. 

Quelle: HVO-Hausarchiv
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Darlehens- und Hypothekenvertrag zwischen HVO und Sparkasse Osnabrück 
für das Haus Pattbrede 16 im Jahr 1927. 
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Für die nach dem Ersten Weltkrieg gegrün-

deten Genossenschaften war es typisch, 

dass die ersten Wohnungen und Häuser 

Mitte bis Ende der 1920er-Jahre bezogen 

wurden.27 Das galt auch für den Heimstät-

tenverein.

In den ersten Jahren ihres Bestehens bis 

1923 baute die HVO 50 Einfamilieneigen-

tumshäuser, vor allem am Klushügel in der 

Bohmter Straße.28 Anschließend wurden 

bis 1930 weitere 395 Wohnungen erstellt, 

davon 220 in 114 Erwerbshäusern und 

175 sowie 3 Läden in 42 Mietshäusern und 

Bauaktivitäten in den 1920er-Jahren

zwar am Westerberg, am Ravensbrink, am 

Wulfekamp, an der Pattbrede und an der 

Borsigstraße.29 Am Klushügel und in der 

Borsigstraße wohnten vor allem Bediens-

tete der Reichsbahn.30 Die Grundstücke 

wurden	vom	Domänenfiskus	oder	von	der	

Klosterkammer erworben, wobei sich gera-

de die Verhandlungen mit letzterer schwer 

gestalteten, sodass der Heimstättenverein 

1919 sogar eine Enteignung beantragte, 

sich letzten Endes aber wohl doch im Lauf 

der 1920er-Jahre mit der Klosterkammer 

einigte.31

Quelle: HVO-Hausarchiv
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Feuerversicherung für das Haus Pattbrede 16 für das Jahr 1928. 
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Quelle: HVO-Hausarchiv
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Grundsteuerbescheid für das Haus Am Wulfekamp 32 für 1938. Quelle: HVO-Hausarchiv
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Mit den ersten Bauten am Klushügel und 

am südlichen Teil des Westerbergs,32 de-

ren Grundstücke unter den ersten 500 Ge-

nossen verlost wurden, entstand zwischen 

1926 und 1928 eine Gartenkolonie aus vor 

allem Einzel-, aber auch Doppel- und ver-

einzelt Reihenhäusern in gelockerter Bau-

weise.33 Im sogenannten Musikantenviertel 

waren die einzelnen Parzellen etwa 650 bis 

950 m2 groß angelegt, auf dem Klushügel 

mit 500 bis 650 m2 etwas kleiner. Die Häu-

ser verfügten über je eine Wohnküche mit 

Speisekammer, eine Waschküche, zwei 

Kellerräume, Dachbodenräume, eine über-

dachte Terrasse, ein Badezimmer und  eine 

Toilette sowie drei bis vier Wohn- und 

Schlafzimmer von zusammen 45 bis 

65 m2. Ein Viertel der Wohnungen war für 

Großfamilien vorgesehen und besaß über 

fünf Wohn- und Schlafzimmer mit zusam-

men 80 m2.34 Die Baugrundstücke hiel-

ten außerdem Ställe bereit für eine Ziege, 

Westerberg und Klushügel

ein Schwein und etwa zehn Hühner. Das 

für Denkmalschutz in Niedersachsen zu-

ständige Landesverwaltungsamt in Han-

nover bewertete die Wohnungen Mitte der  

1980er-Jahre wie folgt:

„Der Zielgruppe entsprechend“, nämlich „mit-

telständische Bewohnergruppen wie Beamte 

und	 Angestellte“,	 „sind	 die	 Wohnflächen	 der	

gut ausgestatteten 3- bis 7-Zimmer-Wohnun-

gen zwischen 70 und 146 m2 groß. Straßen-

grün, Vorgärten und große rückwärtige Nutz-

gärten tragen neben den bewußt individuell 

gestalteten Haustypen dazu bei, der Siedlung 

‚Westerberg‘ den Charakter einer vorstädti-

schen Villengegend zu verleihen.“ 35

Siedlungen dieser Art lehnten sich an die 

damals verbreitete Vorstellung von Garten-

städten an.36

Zwischen 1927 und 1929 entstand au-

ßerdem eine Wohnsiedlung an den Stra-

ßen Friedrich-Holthaus-Straße, Hauswör-

mannsweg und Schürenstraße.37
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Eigenheime am Klushügel. Foto: Strenger, 1969

Mietshäuser am Klushügel, Ecke Bohmter Straße / Humboldtstraße. Foto: Strenger, 1969
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Eigenheime an der Mozartstraße. Foto: Strenger, 1969

Mietshäuser an der Händelstraße. Foto: Strenger, 1969



26   100 JAHRE HVO   

KAPITEL 1 

Die Weltwirtschaftskrise 1929 bedeutete 

einen deutlichen Einschnitt im Wohnungs-

bau. Der Heimstättenverein beschränkte 

sich danach weitgehend auf Instandset-

zungsarbeiten im Bestand, teilweise auch 

gefördert durch staatliche Arbeitsbeschaf-

fungsmaßnahmen.38 Erst ab 1936 konnten 

wieder größere Bauvorhaben umgesetzt 

werden, sodass die bereits 1927 begon-

Wohnsiedlung Ravensbrink

nene Siedlung am Ravensbrink durch 84 

Wohnungen in 14 Mietshäusern mit Gär-

ten sowie einen Kinderspielplatz ergänzt 

wurde.39 War die Siedlung am Westerberg 

stilistisch eher ländlich geprägt, so stell-

ten die 2,5-geschossigen Mehrfamilienrei-

hen- und -doppelhäuser am Ravensbrink 

eine eher verdichtete und damit städtisch 

geprägte Blockbebauung dar.40 Nicht ohne 

Mietshäuser am Ravensbrink: Friedrich-Holthaus-Straße. Foto: Strenger, 1969
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Mietshäuser am Ravensbrink: Schürenstraße. Foto: Strenger, 1969

Stolz und im damals üblichen nationalso-

zialistischen Begeisterungsduktus wird das 

Bauprojekt im Geschäftsbericht präsen-

tiert: Es seien „60 schöne gesunde Woh-

nungen“ gebaut worden, die – erstmals in 

Osnabrück – mit Gemeinschaftsantennen 

für den Rundfunkempfang ausgestattet 

seien, ohne dass zusätzliche Kosten für die 

Mieter	anfielen.	Zudem	sei	an	jedem	Haus	

eine	Haltevorrichtung	für	Beflaggung	ange-

bracht worden.41 Somit verfügte der Heim-

stättenverein 1938, und damit nach noch 

nicht einmal zwanzig Jahren seit Bestehen, 

über insgesamt 529 Wohnungen.
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Ähnlich positiv entwickelten sich die Mit-

gliederzahl und die Bilanz. Bereits zum 

Jahreswechsel 1919/20 bestand die Ge-

nossenschaft aus gut 800 Mitgliedern.42 

Zum 31. Dezember 1923 erreichte sie ihren 

vorläufigen	 Höchststand	 von	 über	 1.100	

Genossinnen	und	Genossen.	 Inflation	und	

Währungskrise sowie der Zweite Weltkrieg 

führten dann zu einem Sinken der Mitglie-

derzahl, sodass Anfang 1949 nicht einmal 

500 Genossen der HVO angehörten. Da-

nach stieg die Anzahl wieder und übertraf 

1958 den bisherigen Höchststand.

Mitgliederzahl und Bilanzentwicklung

Finanziell gelang es der Genossenschaft, 

sich über die krisenhaften zwanziger Jahre 

stabil zu halten. 1919 wies die HVO eine Bi-

lanzsumme von knapp 332.000 Mark auf, 

1923,	also	zur	Hochzeit	der	Inflation,	betrug	

sie 33.080.109.410.722,12 Mark – also gut 

33 Billionen Mark. Die Eröffnungsbilanz 

von Anfang 1924 rechnete diese Mark-Bi-

lanz in 114.396,08 Reichsmark um. Bereits 

1930 erlangte die HVO mit über 3 Millionen 

Reichsmark einen Höchststand, den sie 

bis zur Einführung der D-Mark 1948 nicht 

mehr überschritt.
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1933Noch bis nach dem Ersten Weltkrieg war 

es üblich, dass der Anstoß zur Gründung 

einer Baugenossenschaft und ihr Aufbau 

nicht von Wohnungssuchenden ausging, 

sondern von örtlichen Honoratioren.43 In-

sofern war die HVO keine Ausnahme, denn 

Heinrich Grewe war in Osnabrück durchaus 

kein Unbekannter.

Johann Heinrich Grewe wurde am 10. De-

zember 1875 in Osnabrück geboren. Er 

war verheiratet mit Hermine Wolf und hatte 

drei Kinder.44 Der Regierungsrat hatte es 

zu einer gewissen Stellung gebracht, wie 

er selbst im Rahmen seines Wiedergutma-

chungsantrags 1949 beschreibt:

„Ich war zweites vom Staatsministerium 

ernanntes Mitglied des Bezirksverwal-

tungsgerichts, Vorsitzender der einzigen 

Spruchkammer des Versorgungsgerichts 

und Vorsitzender einer Spruchkammer des 

Oberversicherungsamts. Beim Bezirksver-

waltungsgericht war ich Referent für nahe-

zu die Hälfte aller anfallenden Streit- und 

Beschlußsachen.“45

Seine Karriere hätte vermutlich noch wei-

ter bergauf gehen können, jedoch wurde er 

am 28. März 1933 beurlaubt und erhielt im 

Juli 1933 ein Schreiben des Preußischen 

Innenministeriums, nachdem man ihn auf-

grund „des § 4 des Gesetzes zur Wieder-

herstellung des Berufsbeamtentums vom 

7. April 1933 [...] mit sofortiger Wirkung 

aus dem Dienste“ entließ.46 Noch im sel-

ben Jahr verlor er seinen Posten als Vor- 

stand  beim Heimstättenverein. Wie war es 

dazu gekommen ?

Grewe und die HVO 
in der Zeit des Nationalsozialismus

Sozialdemokrat Heinrich Grewe. Gründer der HVO

Heinrich Grewe um 1940. 
Quelle: BArch, Pers 6/33236

KAPITEL 2 
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Bereits 1920 war Heinrich Grewe der SPD 

beigetreten. Von 1924 bis 1933 war er Bür-

gervorsteher bzw. ehrenamtlicher Sena-

tor der Stadt Osnabrück und einige Jahre 

SPD-Fraktionssprecher.47 In dieser Zeit 

erlebten auch in Osnabrück nationalsozia-

listisch gesinnte Organisationen einen star-

ken Zuwachs. Eine der frühen erfolgreiche-

ren Gruppen war die Stadtwächterpartei mit 

ihrer angriffslustigen Wochenzeitung „Der 

Stadt-Wächter“.48 Sie löste sich noch 1929 

auf und ihre letzten Vertreter im Bürgervor-

steherkollegium schlossen sich der NSDAP 

an.49

Im Stadt-Wächter wurde Grewe unter dem 

Titel „Und immer dieser Regierungsrat!“ 

vorgeworfen, für SPD-Wahlwerbung sinn-

los Geld der Stadt ausgegeben zu haben.50 

Demnach hatte Grewe im Wahlausschuss 

zur Vorbereitung der Kommunalwahlen den 

Antrag eingebracht, dass nicht lediglich die 

ersten vier Kandidaten jeder Liste, sondern 

alle Kandidaten öffentlich in den Zeitun-

gen genannt werden sollten. Trotz des Ein-

wands des Oberbürgermeisters, dass da-

durch zu den geplanten 500 RM Kosten für 

Anzeigen weitere 1.000 RM zusätzlich anfal-

len würden, beschloss der Wahlausschuss 

gemäß Grewes Antrag. Den Stadtwächtern 

nach waren jedoch die Kosten für diese de-

mokratische Praxis eine „Verschleuderung 

von Geldern der Steuerzahler“, die nur zum 

Zwecke der Wahlwerbung für die SPD von 

Grewe arrangiert worden sei.51

Ein ähnlicher Vorwurf, Steuergeld zu „ver-

prassen“, wurde vom Stadt-Wächter in der-

selben Ausgabe anlässlich der Beschlüsse 

für die Bauplanung vorgebracht.52 Nur etwa 

einen Monat später unterstellte der Stadt-

Wächter Grewe, er habe zum Jahresab-

schluss 7.000 RM Nebeneinnahmen beim 

Heimstättenverein für sich verbucht.53 Die 

Situation war so brisant, dass sich der Auf-

sichtsrat des Heimstättenvereins genötigt 

sah, eine Richtigstellung an die Mitglieder 

der Genossenschaft zu senden.54 Er stellte 

unmissverständlich klar, dass Grewe für den 

gesamten Zeitraum seiner Vorstandstätig-

keit bei der HVO seit 1919 eine Aufwands-

entschädigung von insgesamt 11.817,78 

RM und damit im Jahresdurchschnitt ledig-

lich 1.125,50 RM erhalten habe.55
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Information der HVO an ihre Mitglieder über die Vorwürfe gegen Grewe, eine zu hohe Aufwands-
entschädigung erhalten zu haben. Quelle: NLA OS, Dep 3b IV, Nr. 1701
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Offenbar hatten sich rechte und national-

sozialistische Kreise auf Grewe eingeschos-

sen. Dieses feindselige Verhältnis verstärkte 

sich sogar noch, wie der SPD-Unterbezirk 

Osnabrück im Rahmen des Wiedergutma-

chungsverfahrens für Grewe beschrieb:

„Im Jahre 1932 versuchten die Nazis, die im 

öffentlichen, politischen Leben stehenden So-

zialdemokraten zum Eintritt in die NSDAP zu 

bewegen. Auch Herr Grewe wurde mehrfach 

dazu aufgefordert. Durch seine entschiedene 

Ablehnung, die er auch in einer Mitgliederver-

sammlung der SPD öffentlich zum Ausdruck 

brachte, hat er sich den besonderen Haß der 

Nazis zugezogen. Sie ließen ihrerseits damals 

durch ihre Zeitung erklären, daß diese seine 

Ablehnung für spätere Maßnahmen vorge-

merkt sei.“56

Zu den „späteren Maßnahmen“ gehörte 

dann nicht nur die vorzeitige Versetzung in 

den Ruhestand im Rahmen der sogenann-

ten Gleichschaltung im Öffentlichen Dienst, 

sondern man versuchte auch, Grewe juris-

tisch in die Knie zu zwingen. Ihm wurde vor-

geworfen, im Rahmen eines Verfahrens zwi-

schen dem Heimstättenverein und einem 

seiner Mitglieder unter Eid falsch ausgesagt 

zu haben, er sei nicht für die Preiskalkula-

tion von Gebäuden zuständig.57 Er wurde 

deshalb am 20. Mai 1933 inhaftiert.58

Die Strafanzeige hatte der Nationalsozialist 

und Bürgervorsteher Hans Gronewald ge-

stellt, der auch aktiv dazu beigetragen hatte, 

bei der konstituierenden Sitzung des neuen 

Politische Demontage einer Persönlichkeit: Untersuchungshaft 
und Meineidverfahren

Bürgervorsteherkollegiums der Stadt Os-

nabrück am 30. März 1933 die Wahl von 

SPD- und Zentrums-Mitgliedern als unbe-

soldete Senatoren zu verhindern.59 Grone-

wald wurde im April 1933 zum Ehrenbürger 

der Stadt Osnabrück ernannt.60 Bereits im 

März war er von Regierungspräsident Bern-

hard Eggers, der auch für den vorzeitigen 

Ruhestand Grewes verantwortlich gewesen 

war, zum Regierungskommissar z.b.V. (zur 

besonderen Verwendung) ernannt worden61 

und stieg alsbald zum Gauinspekteur auf. 

Beteiligt an der Verhaftung war laut Berich-

ten Grewes auch Staatsanwaltschaftsrat 

Dr. Ihm,62 Bewohner einer Heimstätten-

Wohnung und damit Mitglied der HVO.63
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Grewe schildert seine Inhaftierung im Rahmen seines Wiedergutmachungsantrags dem Kreis-
sonderhilfsausschuss für den Stadtkreis Osnabrück. 
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Quelle: NLA OS, Rep 430, Dez. 902, Akz. 2003/068, Nr. 089
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Bei dem mit Grewe verfeindeten Zeugen 

handelte es sich um Dodo Ihmels.66  Der 

am 5. Dezember 1886 geborene Telegra-

feninspektor und Postamtmann trat am 

1. Mai 1933 der NSDAP bei.67 Ab dem  

1. Juni 1933 gehörte er dann als Block-

leiter dem Korps der politischen Leiter an 

und übte seit 1939 das Amt des stellver-

tretenden Zellenleiters aus.

Ihmels war schon 1919 als 10. Mitglied 

dem Heimstättenverein beigetreten68 und 

wurde in der Aufsichtsratssitzung der HVO 

Die Gleichschaltung des Heimstättenvereins

vom 11. Mai 1933 zum Ersten Vorsitzen-

den des Heimstättenvereins gewählt.69  

Er ersetzte damit Heinrich Grewe, der am  

15. April 1933 ausgeschieden war.70

Ein zweites Vorstandsmitglied, der Lehrer 

bzw. Konrektor August Eggert, der seit 

1922 Vorstandsmitglied war, wurde im 

Herbst 1933 durch den Bankbeamten Wil-

helm Neumann, Leiter der NSDAP-Orts-

gruppe Martinitor ersetzt.71 Neumann wur-

de dabei als neuer Vorsitzender eingesetzt 

und erstmals nicht als ehrenamtlicher, son-

KAPITEL 2 

Grewes Untersuchungshaft im Gerichts-

gefängnis Osnabrück wurde mit Been-

digung des Verfahrens am 1. Juni 1933 

aufgehoben. Der Erste Strafsenat des 

Oberlandgerichts Celle erklärte in seiner 

Urteilsbegründung, dass es „innerlich völlig 

unwahrscheinlich“ sei, dass Grewe in dem 

zur Debatte stehenden Verfahren seine Mit-

verantwortlichkeit bei der Festsetzung von 

Gebäudepreisen unter Eid leugne, wenn er 

sie andernorts unter Zeugen offen ausspre-

che und ihm die Aufgabe laut Satzung des 

Heimstättenvereins auch zukomme.64 Zum 

anderen bemängelte das Gericht die Zu-

verlässigkeit und Vertrauenswürdigkeit der 

Zeugen, deren Integrität jedoch gerade in 

einer Anklage wegen Meineids große Rele-

vanz zukomme. Die einzigen Zeugen, die 

sich des Meineids erinnerten, standen „mit 

dem Beschuldigten im gespannten Verhält-

nis“; einer hatte sogar selbst erkennen las-

sen, „mit dem Beschuldigten verfeindet“ zu 

sein.65
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Mitgliedskarte der NSDAP-Zentralkartei für Dodo Ihmels. 
Quelle: BArch, R 9361 VIII KARTEI / 13101120

dern als hauptamtlicher Vorstand geführt.72 

Neumann arbeitete danach einen halben 

Tag für den Heimstättenverein und den 

anderen halben Tag für seine Ortsgruppe 

– ebenso seine Schreibkraft bei der HVO, 

Frau Laube.73
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Antrag der HVO an die Oberpostdirektion, die nebenamtliche Tätigkeit ihres Mitarbeiters 
Dodo Ihmels als hauptamtlicher Vorstand bei der HVO zu genehmigen. 

Quelle: BArch Pers. 101, Nr. 19194, fol. 163f
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Der Geschäftsbericht der HVO für das Jahr 1933 macht deutlich, in welchem Kontext die 
Absetzung Grewes stand.
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 Quelle: HVO-Hausarchiv
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Beglaubigte Abschrift von 1938 aus dem Genossenschaftsregister der HVO. 
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Quelle: HVO-Hausarchiv
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Damit bildeten Ihmels, Neumann und der 

1924 in den Vorstand gewählte Regierungs-

bauinspektor Otto Langheim von Mitte 

1933	 an	 den	 dreiköpfigen	 Vorstand	 des	

Heimstättenvereins. Als weitere organisato-

rische Änderung kam hinzu, dass die An-

zahl der Aufsichtsräte von zwölf auf sechs 

reduziert und die verbliebenen Aufsichts-

ratsmitglieder seitens der NSDAP geprüft 

und genehmigt wurden.74 Der bisherige 

Aufsichtsratsvorsitzende, Stadtamtmann  

Bernhard Wiegmann, der seit 1924 im Amt 

war, wurde abgelöst durch den Lokführer 

Johann Zaun, der allerdings nur zwei Jahre 

später dem Reichsbahninspektor Theodor 

Schräder Platz machte. So wurde auch die 

HVO „gleichgeschaltet“ und in national- 

sozialistisches Fahrwasser überführt.75

KAPITEL 2 

Otto Langheim mit seiner Frau Marie.
Quelle: Ulrich Langheim, 
Foto: Rudolf Lichtenberg

Grewe beschloss, dass es für ihn aufgrund 

der politischen Lage besser sei, Osnabrück 

den Rücken zu kehren. Er wohnte zuerst 

bei einer Tochter im Raum Aurich und zog 

dann 1938 nach Westerkappeln im Kreis 

Tecklenburg, von wo er erst 1950 nach Os-

Grewes Kampf um Wiedergutmachung

nabrück zurückkehrte und zwar wohl wieder 

in sein Haus an der Beethovenstraße 17.76 

Nach Kriegsende erhielt er die Mitteilung, 

dass er aufgrund seines fortgeschrittenen 

Alters – er wäre regulär etwa 1941 in den 

Ruhestand gegangen – und der vielen aus 



  100 JAHRE HVO   49

KAPITEL 2

den ehemaligen Ostgebieten nach Westen 

übersiedelnden Beamten nicht wieder be-

schäftigt werden könne.77

Den Rest seines Lebens bemühte sich Gre-

we weitgehend erfolglos um Rehabilitation 

und Entschädigung. Er stellte einen Antrag 

auf Anerkennung als ehemals politisch Ver-

folgter, der auch vom Kreissonderhilfsaus-

schuss Tecklenburg 1946 gewährt wurde. 

1949 wurde der Bescheid jedoch wieder 

zurückgezogen, da durch das immerhin 

ausgezahlte Ruhegeld keine Not vorhanden 

gewesen sei und die Haft nur einen Tag 

bestanden habe – die 20 Tage Gewahrsam 

im Jahr 1933 wurden nun als strafrecht- 

liche Untersuchungshaft gewertet, nicht als 

politische Haft.78

Grewe stellte außerdem einen Antrag auf 

Haftentschädigung, zum einen für die Un-

tersuchungshaft 1933, zum anderen für 

einen Tag Polizeihaft im Jahr 1944 in Ib-

benbüren. Dort war er dadurch, dass er 

politisch bereits zuvor aufgefallen war, Op-

fer der Massenverhaftungen anlässlich des 

Attentats auf Reichskanzler Adolf Hitler am 

20. Juli 1944 geworden. Haftentschädi-

gung stehe ihm jedoch, so der zuständige 

Regierungspräsident Münster, nur bei einer 

Haftdauer von mindestens einem Monat zu.

Darüber hinaus beantragte Grewe Entschä-

digung für den wirtschaftlichen Schaden, 

der ihm durch die Entfernung aus dem 

Dienst und dem HVO-Vorstand entstanden 

sei. Durch den erzwungenen vorgezogenen 

Ruhestand, eine zu erwartende aber nicht 

erfolgte Beförderung und die entfallenen 

Aufwandsentschädigungen bzw. Gehälter 

bei der HVO habe er einen Gesamtschaden 

von 83.178 DM erlitten.79

Das Wiedergutmachungsverfahren wurde 

nie abgeschlossen, da Heinrich Grewe am 

29. April 1954 verstarb.80 

Grewe ist ein Beispiel für die Gruppe der 

Verfolgten,	die	durch	alle	Raster	fiel:	Zwar	

wurde die Verfolgung durchaus anerkannt, 

aber	 das	 Ausmaß	 an	 finanzieller	 Schädi-

gung, Freiheitsberaubung oder in anderen 

Fällen auch Körperverletzungen war unter-

halb desjenigen Maßes, das erreicht wer-

den musste, um Wiedergutmachungsan-

sprüche geltend machen zu können. Den 

Schaden hatten die  Opfer damit allein zu 

tragen. 

Immerhin kehrte Grewe zum Heimstätten-

verein zurück: Er wurde von der Mitglieder-

versammlung am 20. Dezember 1951 zum 

Mitglied des Aufsichtsrats gewählt und ge-

hörte diesem bis zu seinem Tod an.81
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Nachdem die Alliierten 1945 dem Krieg 

endlich ein Ende bereitet hatten, mach-

ten sie sich daran, als Besatzungsmächte 

das Land politisch neu zu gestalten. Dazu 

sollten zuerst möglichst viele der an den 

Schalthebeln in Politik und Wirtschaft sit-

zendenden Nationalsozialisten aus ihren 

Positionen entfernt werden, wofür eine breit 

angelegte	 Entnazifizierung	 durchgeführt	

wurde. Sie zog nicht nur auf Reichs- und 

Landesebene, sondern bis hinein in das 

lokale politische und soziale Leben, einen 

erneuten Personalwechsel nach sich.

NSDAP-Ortsgruppenleiter und HVO-Vor-

standsvorsitzender Wilhelm Neumann, 

der sich nach dem Krieg abgesetzt haben 

soll,82 war bereits 1942 aus dem Vorstand 

ausgeschieden, vermutlich, weil er durch 

seine	militärische	Dienstpflicht	weitgehend	

abwesend war.83 Sein Nachfolger wurde 

der Obersteuersekretär August Lampe, al-

lerdings war dieser nicht mehr hauptamt-

licher Vorstand. Die Entscheidung, auf ei-

nen Hauptamtlichen zu verzichten, wurde 

vermutlich daraus begründet, dass Neu-

bauaktivitäten in der aktuellen Lage nicht 

durchgeführt werden konnten und Geld in 

Kriegszeiten knapper war denn je. 

1945 wurde Lampe durch den selbststän-

digen Kaufmann Waldemar Sörensen 

Die HVO nach dem Zweiten Weltkrieg

Neue Köpfe für den Heimstättenverein

ersetzt, der das Amt seit 1950 wieder als 

hauptamtlicher Vorstand ausübte. Der am  

26. Oktober 1888 in Dänemark geborene 

Sörensen gehörte zu denjenigen, die bei der  

Verlosung der Grundstücke am Klushügel 

ein Los gezogen hatten.84 So bezog er mit 

seiner Frau Christine, geb. Matthiessen, 

etwa 1923 ein neues Mietshaus der HVO, 

Auf dem Klushügel 17, das er wenige Jahre 

später	käuflich	erwarb.	

Sörensen	war	beruflich	eine	Ausnahmeer-

scheinung beim Heimstättenverein, denn 

er war selbständig und unterhielt – in sei-

nem Wohnhaus – seit 1930 ein Ladenge-

schäft für „Kolonialwaren und Feinkost / 

Weine und Spirituosen“.85 Sein Unterneh-

men verfügte über bis zu vier weitere Fili-

alen in Osnabrück. 1945 beantragte er die 

Wiedereröffnung seines Geschäfts, gab 

dies dann aber 1950 auf, als er hauptamt-

licher Vorstand beim Heimstättenverein 

wurde. 

Waldemar Sörensen war nie Mitglied der 

NSDAP gewesen und wurde daher im Ent-

nazifizierungsverfahren	im	August	1948	als	

„nicht betroffen“ und ohne politische Belas-

tung eingestuft.86 Aus dem HVO-Vorstand 

schied Sörensen 1953 aus Altersgründen 

aus. Er starb am 28. November 1956.
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Schreiben von Waldemar Sörensen an den Heimstättenverein mit Bitte um Reduzierung der Miete. 



52   100 JAHRE HVO   

KAPITEL 3 

Keinen politisch bedingten Personalwech-

sel gab es im Heimstättenverein beim Vor-

standsmitglied Dodo Ihmels, der von Janu-

ar 1946 bis April 1948 sogar das Amt des 

wiedereingeführten hauptamtlichen Vor-

standes bei der HVO bekleidete.87 Die Wei-

terbeschäftigung deckt sich durchaus mit 

dem Eindruck, den man aus seiner Entna-

zifizierungsakte	gewinnt:	Zwar	wurde	er	 in	

Kategorie IV und damit als „Mitläufer“ ein-

gestuft, jedoch wurde unterstrichen, dass 

seine Entlastungszeugnisse „durchaus er-

freulich“ gewesen seien.88 Viele hatten ihm 

bestätigt, trotz seiner Aufgabe als Blockwart, 

relativ offen und kulant anderen politischen 

und religiösen Überzeugungen gegenüber 

gewesen zu sein.89 Er schied erst 1955 we-

gen Krankheit aus dem HVO-Vorstand aus 

und verfasste noch Ende der 1950er-Jahre 

im Auftrag des Heimstättenvereins das Ma-

nuskript zum 40. Jubiläum.90

Personelle Veränderungen gab es auch 

im Aufsichtsrat, denn Theodor Schräder, 

der Vorsitzende des Aufsichtsrats, verstarb 

1947. Sein Nachfolger Justus Sanders 

machte nur ein Jahr später dem Posthaupt-

sekretär und Sozialdemokraten91 Bernhard 

Kenning Platz, der das Amt fast 20 Jahre, 

nämlich bis 1966, innehatte.

Quelle: HVO-Hausarchiv
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Bescheinigung über die Beschäftigung von Dodo Ihmels als hauptamtlicher Vorstand bei der HVO. 
Quelle: BArch, Pers 101, Nr. 19194, fol. 268



54   100 JAHRE HVO   

KAPITEL 3 

Der Wohnungsbestand des Heimstätten-

vereins war durch die Zerstörungen des 

Zweiten Weltkriegs verhältnismäßig wenig 

betroffen, da er vor allem am westlichen 

Stadtrand lag und damit nicht Teil der be-

sonders betroffenen Innenstadt war.92 Le-

diglich fünf Prozent des Bestandes der HVO 

wurden völlig und drei Prozent teilweise zer-

stört – insbesondere Häuser am Klushügel 

waren betroffen aber auch in der Pattbrede, 

am Schölerberg.93

Anders dagegen sah es bei der Geschäfts-

stelle aus. Mit Einführung eines hauptamtli-

chen Vorstands 1933 hatte sich der Heim-

stättenverein in der Hamkenstraße 27 b,  

im Zentrum Osnabrücks, erstmals eine 

Geschäftsstelle eingerichtet – zuvor war 

die HVO postalisch unter Grewes Privat- 

adresse erreichbar gewesen.94 Durch Zer-

störungen und Platzmangel mussten schon 

während des Kriegs unterschiedliche Not-

unterkünfte bezogen werden. So zog die 

Geschäftsstelle 1942 in einen Gebäude-

teil des Staatshochbauamtes im Schloss, 

am Neuen Graben, 1945 in die Berg-

straße 36 und 1946 in den Domhof 5.95    

Mittlerweile arbeitete der Heimstättenverein 

aber an einer dauerhaften Lösung. Das be-

reits 1922 angekaufte Haus in der Straße 

An der Katharinenkirche war ausgebombt 

und wurde nun mit dem Ziel wieder aufge-

baut, vier Wohnungen – drei davon für die 

Eisenbahndirektion Münster zur Vermietung 

an Vertriebene – und die Geschäftsstelle 

einzurichten.96 Als 1953 die Renovierungs-

arbeiten abgeschlossen waren, konnte man 

endlich in eine adäquate und zentral in der 

Innenstadt gelegene Geschäftsstelle einzie-

hen und residierte vom 1. Juli 1953 an für 

lange Jahre An der Katharinenkirche 2.97

Kriegszerstörungen und Geschäftsstellen
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Das Gebäude An der Katharinenkirche 2 mit der Geschäftsstelle nach der 
Renovierung. Foto: HVO, um 1953
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Baubeschreibung für den Wiederaufbau des Hauses an der Katharinenkirche 2, erstellt durch 
den HVO-Architekten Louis Helbrecht 1952. Quelle: HVO-Hausarchiv
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Die Wohnsituation nach dem Zweiten 

Weltkrieg war verheerend.98 Durch die Zer-

störungen war in Osnabrück lediglich ein 

Drittel des Wohnraums aus Vorkriegszeiten 

erhalten geblieben. Ausgebombte, Flücht-

linge aus den besetzten Ostgebieten, Eva-

kuierte, heimkehrende Soldaten, dringend 

für den Wiederaufbau benötigte Fachkräfte, 

aber bald auch frisch gegründete Familien 

drangen auf den Wohnungsmarkt.

Die alliierten Besatzungsmächte führten 

über das Kontrollratsgesetz Nr. 18 vom 

8. Mai 1946 Wohnungszwangsmaßnah-

men ein, wie sie ähnlich bereits aus der 

Zeit nach dem Ersten Weltkrieg bekannt 

waren, um die Menschen auf den Wohn-

raum zu verteilen. Das 1918 in Osnabrück 

eingerichtete Wohnungsamt hatte dem-

nach	 den	 am	 Markt	 befindlichen	 Wohn-

raum zu erfassen und Wohnungssuchen-

den und Obdachlosen Zimmer zuzuweisen 

–	 häufig	 in	 bewohnten,	 aber	 für	 die	 Be-

wohneranzahl als großzügig bewerteten 

Wohnungen. Für eine Person waren dabei 

in Osnabrück neben der Küche lediglich  

6 m2	 Wohnfläche	 vorgesehen,	 die	 Hälfte	

Nissenhüttenarchitektur: die Wohnsituation nach dem Krieg

des Vorkriegswertes. Auch Beschlagnah-

men – in Osnabrück mindestens 300 – und 

Wohnungstausche waren probate Mittel, je-

dem Bedürftigen wenigstens ein kleines Zu-

hause zu verschaffen. Bevorzugt behandelt 

bei der Vermittlung wurden Opfer des Na-

tionalsozialismus, insbesondere KZ-Überle-

bende sowie Invalide und Großfamilien.

Neben der Verteilung des Wohnraums wur-

de auch der Wohnungsbau stark reguliert, 

denn der gravierende Arbeitskräfte- und 

Materialmangel schränkte die Baumöglich-

keiten stark ein. Neubauten waren wie auch 

Um- und Ausbauten bis auf streng limitier-

te und gut begründete Ausnahmen grund-

sätzlich verboten.99 Beinahe die einzigen 

Neubauten, für die Baugenehmigungen 

erteilt wurden, waren Nissenhütten, rund 

40 m2	Grundfläche	betragende	Wellblech-

hütten,	die	im	Ersten	Weltkrieg	häufig	dem	

Militär als temporäre Unterkünfte gedient 

hatten und die nach ihrem kanadischen 

Erfinder	Peter	Norman	Nissen	benannt	wa-

ren. Diese Notunterkünfte stellten daher in 

den frühen Nachkriegsjahren die dominie-

rende „Architektur“ dar.
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Restaurierte Nissenhütte im Museum Friedland. Quelle: Wikimedia, Foto: Hainholzerbild, 2011
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Bei den Ausbesserungsarbeiten standen 

Bauaktivitäten an nicht allzu stark zerstörten 

Häusern im Vordergrund, um mit möglichst 

wenig Zeit-, Personal- und Materialeinsatz 

schnellstmöglich bewohnbare Unterkünfte 

zu schaffen. Auch für den Heimstättenver-

ein galt es nach dem Krieg, seinen Woh-

nungsbestand einer Prüfung auf nötige 

Instandsetzungsarbeiten zu unterziehen.

Dabei musste jede Baumaßnahme zuvor 

vom Stadtbauamt genehmigt werden.
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Antrag des Heimstättenvereins an das Stadtbauamt zur Instandsetzung eines Dreifamilien- 
hauses an der Pattbrede 18 infolge kriegsbedingter Zerstörung. Quelle: HVO-Hausarchiv
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Bauen an der Borsigstraße und der Iburger Straße

Der Wohnungsbau kam erst wieder 

nach der Währungsreform 1948 lang-

sam in Schwung und so entstanden die 

ersten Neubauten meist zu Beginn der  

1950er-Jahre.100 Für Osnabrück war ein 

Fehlbe-stand von 8.000 bis 11.000 Woh-

nungen zu verzeichnen.101 Der Heimstät-

tenverein errichtete zuerst das Haus Bor-

sigstraße 9 für Bundesbahnbedienstete102 

und stellte dann 1950 an der Iburger Stra-

ße und der Bomblatstraße (Ziegenbrink) 66 

Mietwohnungen in zehn Häusern für Post-

bedienstete fertig.103

Die Wohnungen an der Iburger Straße ge-

hörten zu den vielen, in den 1950er- und 

60er-Jahren für die Post und die Bahn ge-

bauten Wohnungen.104 Sie waren typischer-

weise sehr klein, nur etwa 32 m2 standen 

Alleinstehenden zur Verfügung. In man-

chen Wohnungen gab es sogar lediglich 

Schlafkabinen. Für diese Wohnungen hat-

ten die Oberpostdirektion oder die Bahndi-

rektion ein Belegungsrecht für etwa 20 bis 

30 Jahre, danach konnten die Wohnungen 

frei vermietet werden. So hilfreich die Woh-

nungen in der damaligen Wohnsituation 

auf dem Markt waren – heutzutage stellen 

sie Problemwohnungen im Bestand dar: 

Für Studierende ist die Lage ungünstig und 

eine Modernisierung der Wohnungen wür-

de den Mietpreis zu stark steigen lassen.
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Mietshäuser an der Iburger Straße. Foto: Strenger, 1969

Das Erste Wohnungsbaugesetz von 1950

1950 fehlten in der Bundesrepublik  

Deutschland immer noch fast sechs Mil-

lionen Wohnungen.105 Um Abhilfe zu 

schaffen, wurde erstmals ein Ministeri-

um für Wohnungsbau eingerichtet und 

den weiterhin bestehenden Wohnungs-

zwangsmaßnahmen des Kontrollratsge-

setzes eine Regelung über die Förderung 

des Wohnungsbaus zur Seite gestellt.106 

Das am 28. März 1950 erlassene Erste 

Wohnungsbaugesetz basierte auf einem 

Entwurf des Gesamtverbandes gemein-

nütziger Wohnungsunternehmen und 

sollte vor allem diejenigen fördern, die 

kriegsbedingt ihre Unterkünfte verloren hat-
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Das Erste Wohnungsbaugesetz setzte eine 

deutliche Bauaktivität in der noch jungen 

Bundesrepublik frei. Auch der Heimstät-

tenverein beteiligte sich daran und baute 

im Rahmen des – nach dem Bundesminis-

ter für Angelegenheiten der Vertriebenen, 

Theodor Oberländer, benannten – Oberlän-

der-Programms Mitte der 1950er-Jahre am 

Ertmanplatz und an der Voxtruper Straße 

sogenannte Schlichtwohnungen.108 

Schlichtwohnungsbau an der Voxtruper Straße und am 
Ertmanplatz

ten. Die Förderung umfasste vergünstigte 

Darlehen, die Übernahme von Bürgschaf-

ten, Steuererleichterungen, die Bereitstel-

lung von Bauland und die Lockerung von 

Wohnungszwangswirtschaftsmaßnahmen. 

Rund 800 Millionen DM jährlich stellte der 

Bund bereit, hinzu kamen Mittel der Län-

der. Sowohl Bund als auch Länder konn-

ten über gezielte Schwerpunktprogramme 

bestimmte soziale und bedürftige Gruppen 

ansprechen. So begann der Bau von Sozial- 

wohnungen für Personen geringen bis mitt-

leren Einkommens, für die die Wohnungs-

ämter das Belegrecht ausübten, oder von 

Wohnungen für Evakuierte, für Flüchtlinge 

Ziel der auch „Barackenräumprogramm“ 

genannten Fördermaßnahme war es, die 

noch massenhaft in Notunterkünften woh-

nenden Flüchtlinge, Vertriebenen und Aus-

gebombten in wenigstens einfache und 

feste Unterkünfte zu vermitteln. Auf jeder 

Etage der Mehrfamilienhäuser befanden 

sich drei Wohnungen mit jeweils einem 

Schlafzimmer, einem Kinderzimmer und 

einer Kochnische. Einziehen konnten le-

aus der DDR oder zur Arbeitskräftelenkung 

für bestimmte Arbeitnehmergruppen, wie 

Post- und Bahnbedienstete. Die Durchfüh-

rung der Bauprojekte sollte dabei vor allem 

durch gemeinnützige Wohnungsbauträger 

vorgenommen werden. 

Das Erste Wohnungsbaugesetz führte auch 

die Kostenmiete ein, nach der die Bauträger 

bei steuerbegünstigten Neubauwohnungen 

die Miete  verbindlich an die Kosten anzule-

gen hatten. Für Genossenschaften, die ver-

suchen, ihre Lasten möglichst gleichmäßig 

zu teilen, führte die Kostenmiete jedoch zu 

einem Aufweichen des Solidarprinzips.107
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diglich Flüchtlinge und Vertriebene mit 

einem Wohnberechtigungsschein. Später, 

nachdem die Wohnungsnot der Nach-

kriegsjahre abgeklungen war, wurden die 

Schlichtwohnungen modernisiert und ver-

größert, indem die Grundrisse von drei auf 

zwei Wohnungen umgebaut wurden.

Da die durch das Wohnungsbaugesetz 

bereitgestellten Gelder allein zum Bauen 

nicht ausreichten, bat der Heimstättenver-

ein seine Mitglieder 1955, ihre Einlagen 

und damit das Eigenkapital der HVO zu er-

höhen. Zudem hatte der Heimstättenverein 

Schlichtwohnungen an der Ertmanstraße. Foto: Strenger, 1969

bislang bereits einige Förderprogramme 

nicht nutzen können, da die Beteiligung 

an verschiedenen Sonderbauprogrammen 

voraussetzte, nicht lediglich für eigene Mit-

glieder zu bauen.109 So kam es auf der Mit-

gliederversammlung im April 1958 zu einer 

Satzungsänderung, nach der im Normalfall, 

Mietwohnungen und Eigenheime weiterhin 

nur den Mitgliedern zustanden, jedoch in 

Ausnahmefällen, bestätigt von einer Drei-

viertelmehrheit des Aufsichtsrats, davon ab-

gesehen werden konnte. 
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Zusammenfassender Bericht über die Wohnungsschau des Jahres 1953. 
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Neben der Neubauaktivität professionali-

sierte der Heimstättenverein auch seine Be-

standserhaltung. Um sich ein Bild über den 

Zustand der Wohnungen zu machen, nahm 

der Aufsichtsratsvorsitzende Friedrich Kee-

se110 mit einem Kollegen seit 1949 Woh-

nungsbesichtigungen vor, die sogenannte 

„allgemeine Wohnungsschau“.111 Hier wur-

den systematisch, Straße für Straße und 

Wohnung für Wohnung, alle Mietparteien 

besucht und alle Zimmer besichtigt. Den 

Zustand der Räume teilte man in drei Ka-

tegorien ein (gut, mittel und ungenügend), 

und in einem schriftlichen Bericht wurden 

entsprechende Maßnahmen empfohlen.

Der langjährige Mieter Karl-Heinz Dralle 

kann sich noch gut daran erinnern.112 Dralle 

war als „kleiner Angestellter“ – wie er berich-

tet – beim Stabshochbauamt beschäftigt 

und bekam darüber als schwer Kriegsbe-

schädigter eine Wohnung zugewiesen. Am 

15. Januar 1955 zogen er und seine Frau 

Anna in das Mietshaus Friedrich-Holthaus-

Straße 19 ein. Keese, der direkt gegenüber 

wohnte, beäugte offenbar auch die seines 

Erachtens „richtige“ soziale Zusammenset-

zung der Mieterschaft und war bei Dralle 

skeptisch. So soll Keese, um diesem „Kul-

tur beizubringen“, halbjährliche Wohnungs-

begehungen geplant haben. Als er dann 

jedoch das erste Mal in Dralles Wohnung 

stand, ließ er sich eines Besseren belehren 

und soll beruhigt erklärt haben: „Hier brau-

chen wir nie wieder ‘reinkommen, hier ist 

alles in Ordnung“.

Bestandspflege nach dem Krieg: Wohnungsbesichtigungen

Quelle: HVO-Hausarchiv
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In einem schnell wachsenden Verein mit 

mehreren hundert Mitgliedern bleibt es 

nicht aus, dass es zwischen den Organi-

satoren des Vereinslebens und den einfa-

chen Mitgliedern auch einmal zu Differen-

zen kommen kann. So geschah es 1954, 

als der Heimstättenverein seinen Mietern 

eine aktualisierte Hausordnung zukommen 

ließ.113 Die als Antwort darauf eintreffenden 

zahlreichen Ablehnungsschreiben richteten 

sich mehrheitlich gegen den § 32, in dem 

es um die Straßenreinigung ging. Wäh-

rend bislang die ehrenamtlichen Hausver-

walter gegen eine gewisse Mietminderung 

die Reinigung der Bürgersteige und damit 

auch im Winter das Entfernen von Schnee 

und Eis übernommen hatten, sollten nun 

gemäß § 32 alle Bewohner des Hauses ro-

tierend dafür verantwortlich sein, um die 

Hausverwalter zu entlasten.

Aufgrund des negativen Echos wollte sich 

der Heimstättenverein ein genaueres Bild 

von der Lage machen und sandte seinen 

Mietern einen Fragebogen zu. Da die Rück-

meldungen hierauf durchwachsen waren 

und weiterhin keine einvernehmliche Rege-

lung in Aussicht stand, beschloss der Heim-

stättenverein, sich auf die Gesetzeslage zu-

rückzuziehen: Maßgeblich war der § 37 der 

Straßenordnung Osnabrück, nach der für 

die Straßenreinigung die Erdgeschossbe-

wohner abwechselnd verantwortlich waren. 

Die Episode zeigt, wie bemüht der Heim-

stättenverein darum war, sich mit seinen 

Mieterinnen und Mietern zu einigen und 

eine	 für	 alle	 akzeptable	Lösung	 zu	finden.	

Die Fragebogenaktion belegt eine offene 

und ehrliche Art des Umgangs zwischen 

Mietern und Genossenschaft.

Der Streit um die Straßenreinigung

Anlässlich des 40. Jubiläums des Heimstät-

tenvereins im Mai 1959 wurde im Anschluss 

an die Mitgliederversammlung in der Gast-

stätte „Am Schlossgarten“ zum Tanz gela-

den und ausgiebig gefeiert.114

Das Ende der Nachkriegszeit

Grund genug gab es für die Genossen-

schaft, hatte sie doch inklusive der als Ei-

gentum für Mitglieder erbauten und damit 

nicht mehr zum Bestand der HVO gehö-

renden Wohneinheiten mittlerweile 1.242 
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Wohnungen in 367 Häusern errichtet. Da-

mit hatte sie deutlich zur Entspannung auf 

dem Osnabrücker Wohnungsmarkt beige-

tragen.

Die Folgen des Zweiten Weltkriegs für 

den Wohnungsmarkt waren Anfang der  

1960er-Jahre weitgehend überwunden. 

Wie lange sich kriegsbedingter Wohnungs-

mangel allerdings in Einzelfällen noch 

halten konnte, konnte Wilfried Temme – 

seit 1975 bis heute Aufsichtsratsmitglied 

des Heimstättenvereins – noch Mitte der 

1960er-Jahre	 erleben.	 Der	 Rechtspfleger	

Wilfried Temme, seit 1975 Mitglied im Aufsichtsrat der HVO. Foto: Dirk Egelkamp, 2019

im gehobenen Dienst der Justizverwaltung 

hatte 1966/67 mit der HVO ein Haus am 

Telgenkamp in Eversburg gebaut.115 Es war 

eines der ersten, die der Heimstättenverein 

in der Siedlung baute, und Temme berich-

tet, dass dort kurz vor Baubeginn immer 

noch bewohnte Nissenhütten standen und 

das Gelände daher damals verrufen war. 

Aus diesem Grund hatten viele Temme ab-

geraten, dort zu bauen, aber dieser hat die 

Entscheidung nie bereut und fühlt sich bis 

heute am Telgenkamp wohl.
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1957 wurde das Zweite Wohnungsbauge-

setz erlassen. Es setzte neue Schwerpunk-

te, die vor allem für die 1960er-Jahre prä-

gend waren.116 Während man nach dem 

Krieg den Wohnbedarf vor allem über 

Mietwohnungen zu decken versucht hatte, 

richtete sich das Interesse nun vermehrt auf 

Eigenheime. Zugleich wurde den Ländern 

ein größerer Gestaltungsspielraum bei der 

Vergabe von Fördergeldern zugestanden.

In Niedersachsen kam diese Veränderung 

praktisch jedoch kaum zum Tragen, denn 

das Bundesland hatte bereits seit den 

1950er-Jahren überdurchschnittlich viel 

Geld für den Bau von Eigenheimen geneh-

migt und fuhr nun mit seiner Förderung der 

privaten Vermögensbildung fort.117 

Auf zu neuen Ufern. Die HVO 1960–1989

Das Zweite Wohnungsbaugesetz von 1957

Relevanter waren dagegen die Gesetzesän-

derungen für den Mietwohnungsbau: Da die 

in den Alliierten Kontrollratsbestimmungen 

festgelegten Obergrenzen bereits im Ersten 

Wohnungsbaugesetz	durch	flexiblere	Woh-

nungsgrößen ersetzt worden waren, wenn-

gleich die Förderung von Kleinwohnun-

gen im Vordergrund stand, so sollten die 

Wohnungen nun eine verbesserte Qualität 

haben und Mindeststandards entsprechen. 

Das Zweite Wohnungsbaugesetz schuf da-

mit erweiterte Bau- und Gestaltungsmög-

lichkeiten für den Wohnungs- und Sied-

lungsbau, ohne die Schinkel-Ost so wohl 

nicht entstanden wäre.

Schon 1958 gelang es dem Heimstätten-

verein, per Erbbau-Verträgen Gelände an 

der Rosenkranzkirche für Bebauungspläne 

zu gewinnen.118 1961 waren die Planungen 

inzwischen weit fortgeschritten: Um die Ro-

senkranzkirche herum, zwischen der Bel-

Schinkel-Ost: ein Stadtteil entsteht

mer Straße im Süden, der Windthorststra-

ße im Norden und geteilt durch den Ölweg 

sollte eine Siedlung mit dreigeschossigen 

Mietshäusern, ein- und zweigeschossi-

gen Reihenhäusern und einigen Einfami-

lienhäusern entstehen, um Wohnraum für 
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Bauprojekt Rosenkranzkirche. Repro: Strenger, 1969



70   100 JAHRE HVO   

KAPITEL 4 

Richtfest der Häuser Ölweg 84 und 86 
am 13. April 1964. Quelle: HVO-Hausarchiv

rund 3.000 Personen in etwa 750 Woh-

nungen zu schaffen.119 Aufgrund der Größe 

des Bauprojektes wundert es nicht, dass es 

von insgesamt sechs Wohnungsbauträgern 

umgesetzt wurde, wobei der Heimstätten-

verein die Federführung übernahm. 

Durch die gelockerte Bauweise mit un-

terschiedlichen Gebäudezuschnitten und 

die beim Heimstättenverein üblicherweise 

versuchte Berücksichtigung individueller 

Wünsche bei der Gestaltung der Häuser 

entstand eine ansprechende und abwechs-

lungsreiche Siedlung. Die Reihenhäuser 

wiesen dabei eine bauliche Besonderheit 

auf: Durch die ungewöhnliche Art ihrer 

Gliederung entstanden trotz der Reihung 

abgeschlossene Wohnungen, die selbst auf 

der Terrasse und im Garten Privatheit er-

möglichten. 

Eine weitere Besonderheit stellte die 

Pflasterung	 der	 Straßen	 dar,	 die	 statt	 aus	

schwarzem Beton aus niederländischem, 

rötlichem Betonstein bestanden. Auch die 

städtebauliche Integration der Siedlung in 

das etwa 45 Hektar große Areal mit beste-

henden Wohnungen, Schulen, Geschäften 

und Spielplätzen war durchdacht, und die 

Versorgungseinrichtungen wurden an den 

zu erwartenden Zuwachs an Stadtteilbe-

wohnern	 angepasst.	 Grünflächen	 ermög-

lichten den Durchgang für Fußgänger, um 

die Siedlung durchlässig zu gestalten.
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Ein weiteres ungewöhnliches Projekt wurde 

Mitte der 1960er-Jahre in Angriff genom-

men. Der Heimstättenverein hatte sich erst-

mals entschieden, in den Bau von Hoch-

häusern zu investieren.120 Drei 15-stöckige 

Gebäude sollten als Mozartstraße 1 bis 3 

entstehen. Finanzierungsprobleme ließen 

die geplante Etagenanzahl jedoch nach und 

nach sinken, auch die bestehenden Protes-

te	könnten	Einfluss	genommen	haben.	So	

baute der Heimstättenverein letztendlich le-

diglich achtstöckige Gebäude mit Zweizim-

merwohnungen zu 63 m2 sowie Drei- und 

Vierzimmerwohnungen.

Das Hochhausprojekt

Das erste der drei „hohen Häuser“ – denn 

als Hochhäuser gelten die Gebäude mit 

acht Stockwerken nicht mehr – wurde 1968 

fertiggestellt. Hier fanden 31 Dreizimmer-

Eigentumswohnungen Platz, in jeder Etage 

vier, lediglich im Erdgeschoss wurde der 

Platz einer Wohnung für Gemeinschafts-

räume wie Waschküche und Fahrradkeller 

genutzt. Dabei war die Planung der Grund-

risse	 so	 flexibel,	 dass	 einzelne	 Wohnun-

gen auch zulasten der Nachbarwohnung 

vergrößert werden konnten, um die Woh-

nungszuschnitte besser dem Bedarf der In-

teressenten anpassen zu können.

Modell der geplanten hohen Häuser, Mozartstraße 1 bis 3. 
Quelle: Museum Industriekultur Osnabrück, Modell: unbekannt, Foto: Strenger
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Der durch die Förderung des Wohnungs-

baus anhaltende Bauboom in der Bundes-

republik war von Erfolg gekrönt: Bereits 

1951 hatte der soziale Wohnungsbau einen 

Anteil von 70 Prozent an der Gesamtzahl 

der neu fertiggestellten Wohnungen.121 Im 

Jahr 1956, dem ersten Rekordjahr bezo-

gen auf die Menge an neu gebauten Woh-

nungen, waren rund 581.000 Wohnun-

gen fertiggestellt worden, 1964 waren es 

bereits 623.000 und 1973, dem stärksten 

Leistungen des gemeinnützigen Wohnungsbaus

Jahr, 714.000.122 In der zweiten Hälfte der  

1960er-Jahre entspannte sich daher die 

Lage am Wohnungsmarkt merklich und 

dazu hatten die gemeinnützigen Woh-

nungsbaugesellschaften erheblich beige-

tragen.123 Etwa jede dritte Familie bewohnte 

1967 in Osnabrück eine Mietwohnung oder 

ein Eigenheim über eine der gemeinnützi-

gen Wohnungsbaugesellschaften, die seit 

1945 etwa ein Drittel aller Wohneinheiten 

gebaut hatten.

Leistungen gemeinnütziger Wohnungsbauträger 1945 bis 1966. 
Quelle: Osnabrücker Tageblatt vom 25. Februar 1967, Sonderbeilage
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Der Schwerpunkt bei den HVO-Neubauten 
lag auf dem Bau von Wohnungen für 

kommunale und staatliche Dienstherren. 
Diese nahmen ihrerseits staatliche 

Fördermittel in Anspruch. 
Quelle: HVO-Hausarchiv



74   100 JAHRE HVO   

KAPITEL 4 

Anlässlich des 50. Jubiläums des Heimstät-

tenvereins fand am späten Vormittag des  

9. Mai 1969 in der Gaststätte Lortzinghaus 

eine Feierlichkeit statt, an der neben zahl-

reichen Mitgliedern der Genossenschaft 

auch diverse Prominente aus Politik und 

Wirtschaft teilnahmen.124 

Einen Höhepunkt bildete die Überreichung 

des Ehrenkapitels der Gemeinnützigen 

Wohnungswirtschaft durch den Direktor 

des Verbandes Niedersächsischer Woh-

nungsunternehmen an den HVO-Aufsichts-

ratsvorsitzenden Friedrich Keese.

Der Heimstättenverein feiert seinen 50. Geburtstag

Beim Festakt zum 50. Jubiläum der HVO wurde dieses kalte 
Büfett serviert. Quelle: HVO-Hausarchiv
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Urkunde zum 50-jährigen Bestehen 
des Heimstättenvereins. Quelle: HVO-Hausarchiv

Nach dem Mittagessen waren die Gäste 

zu einer Rundfahrt durch den Baubestand 

des Heimstättenvereins geladen. Allerdings 

nahmen nicht alle daran teil, berichtet Hein-

rich Ahlert, ein langjähriger Mitarbeiter der 

HVO, aus seiner Erinnerung: Denn wäh-

rend die besonderen Gäste im „Hotel Ho-

henzollern“ dinierten, waren die Angestell-

ten im „Reichshof“ zum Mittag eingeladen 

worden. Da das Essen sich etwas verzögert 

hatte, konnten sie nicht pünktlich die Ge-

schäftsstelle erreichen, die als Abfahrtsort 

für die Rundfahrt vereinbart worden war.125 

Als sie ankamen, waren die Busse bereits 

abgefahren. Aufsichtsrat und Vorstand 

meinten wohl, konstatiert Ahlert, nicht auf 

das „gemeine Volk“ warten zu müssen. 

Darüber seien die Angestellten so erbost 

gewesen, dass sie in die Geschäftsstelle 

hinaufgingen und dort „ordentlich“ unter 

sich feierten. Diese Episode aber, so betont 

Ahlert, sei eine große Ausnahme innerhalb 

des sonst sehr angenehmen Betriebskli-

mas gewesen.
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Heinrich Ahlert kennt den Heimstättenver-

ein seit fast 40 Jahren aus unterschiedli-

cher Perspektive:126 Nachdem der 1931 

geborene Ahlert den Beruf des Kaufmanns 

in einer Großhandlung erlernt hatte, nahm 

er am 14. November 1956 eine Tätigkeit in 

der Buchhaltung der HVO auf.127 Er wurde 

um 1970 herum Mitglied des Betriebsrats 

und	 auch	 bald	 Sprecher	 des	 dreiköpfigen	

Gremiums. 1992 trat er in den Ruhestand 

und war von 1999 bis 2016 Mitglied des 

Aufsichtsrats der HVO.

Ahlert berichtet, dass betriebliche Feiern 

halfen, ein Zusammengehörigkeitsge-

fühl sowie soziale Offenheit zwischen den  

Mitarbeitern und der Geschäftsleitung  

sowie zwischen den Mitarbeitern unterein-

ander zu entwickeln – die gesellschaftliche 

Spaltung der Belegschaft in Arbeiter und 

Angestellte war zur damaligen Zeit noch 

sehr ausgeprägt.

Die Betriebsfeste, die bis heute durchge-

Betriebliches Miteinander

Betriebsausflug	der	HVO	zur	Edertalsperre	mit	Schloss	
Waldeck am 15. Juni 1966. Foto: HVO
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Heinrich Ahlert, zuerst Buchhalter und  
Betriebsrat, dann Aufsichtsratsmitglied 

der HVO. Foto: Photo Stange, 2014

Betriebsausflug	nach	Willingen,	Mitte	der	1990er-Jahre.	Foto:	Jürgen	Silies,	1994/1995

führt werden, wurden Ende der 1960er- 

Jahre durch die Initiative des Betriebs-

sprechers – ein Vorläufer des Betriebsrats 

–	durchgesetzt.	Der	erste	Ausflug	war	eine	

halbtägige Fahrt nach Münster zum Karne-

valszug. Aber es gab auch andere Themen: 

1971 verständigten sich der HVO-Vorstand 

und Heinrich Ahlert und Hans Laßhofer als 

mittlerweile gewählte Betriebsräte darauf, 

dass der Heimstättenverein dem Arbeit- 

geberverband beitrat und damit sein Perso-

nal nach Tarif bezahlte.

Ahlert hatte sich durch seine Betriebs- 

ratstätigkeit nicht immer nur Freunde in 

der HVO gemacht, wird aber gerade rück-

blickend auch als kritischer Kopf gewür-

digt. Er selbst blickt letztendlich positiv auf 

die Zusammenarbeit mit Vorstand und Auf-

sichtsrat zurück.
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Die vermehrte Bautätigkeit und der aus 

dem wachsenden Wohnungsbestand re-

sultierende höhere Aufwand für die Betreu-

ung der Mieterinnen und Mieter und die 

Pflege	der	Gebäude	hatte	zu	einem	steten	

Anwachsen der Belegschaft des Heimstät-

tenvereins geführt. Bereits 1956 wurde die 

drei Jahre zuvor bezogene Geschäftsstel-

le, An der Katharinenkirche 2, von drei auf 

fünf Räume erweitert.128 1959 beschäftigte 

die HVO neben dem hauptamtlichen Vor-

standsmitglied über neun Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter.129 1960 wurde eine wei-

tere Vergrößerung der Geschäftsräume 

auf nunmehr 184 m2 vorgenommen, aber 

auch diese konnte den wachsenden Bedarf 

nur kurzzeitig decken. Mit 15 Mitarbeitern 

im Jubiläumsjahr 1969 war es an der Zeit, 

eine langfristige Perspektive zu suchen, und 

bald fand sich ein passendes Objekt.130 Am 

1. Dezember 1974 zog der Heimstättenver-

ein in die neue Bleibe: das Handelshaus Ge-

orgstraße 15 mit der rückseitig gelegenen 

unbebauten Fläche Schillerstraße 18 für 

Parkplätze.131 Noch im selben Jahr konnte 

die HVO ein Baujubiläum feiern: Sie hatte 

seit ihrem Bestehen 2.500 Wohnungen ge-

baut, davon allein 2.000 seit 1945.132

Neustart in der Georgstraße 15

Bis heute ist die Geschäftsstelle der HVO 
in der Georgstraße 15 untergebracht. 
Foto: Löckmann, um 1975
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Die Geschäftsstelle nach der Fassadenrenovierung 2009. Foto: HVO, 2010
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Der Heimstättenverein war mittlerweile 

schon über 50 Jahre alt und es wundert 

nicht, dass einige der in den 1920er-Jahren 

gebauten Häuser so langsam in die Jahre 

kamen. Daher nahm das Thema Sanie-

rung immer mehr Raum ein. Schon 1969 

hatte der Heimstättenverein beschlossen, 

die Kohleöfen in seinen Wohnungen durch 

Zentralheizungen zu ersetzen – durch Fi-

nanzierungsprobleme verzögerte sich die 

Umsetzung jedoch.133 Zwischen 1972 und 

Modernisierungen

1979 tauschte die HVO dann in rund 1.000 

von 1.200 Wohnungen die Kohleöfen 

durch Gastherme-Etagenheizungen aus, 

größtenteils ohne öffentliche Förderung.134 

1985 war der nachträgliche Einbau von Eta-

genheizungen beinahe abgeschlossen.135 In 

etwa 200 Wohnungen wurden außerdem 

Kunststofffenster mit Isolierverglasung ein-

gesetzt, sodass die Bewohner nun von ge-

ringerer Lärmbelastung und besserer Wär-

medämmung	profitierten.136

Einbau der Gasleitungen für die neuen Heizungen in der Prof.-Schirmeyer-Straße 18 
im Jahr 1976. Foto: Hanna Ballon
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Der Heimstättenverein hatte – wie jede ge-

meinnützige Wohnungsbaugesellschaft – 

regelmäßig eine Berechnung der Kosten-

mieten für die Mietwohnungen durchzufüh-

ren	und	genehmigen	zu	lassen.	Die	Oberfi-

nanzdirektion in Hannover, eine derjenigen 

Stellen, die für die Prüfung der Wirtschaft-

lichkeitsberechnungen zuständig war, hatte 

dabei immer wieder die Höhe der Kosten 

für	die	Gartenpflege	moniert.137 

Daher beschloss der Vorstand des Heim-

stättenvereins, die Gartenarbeiten nicht 

mehr extern zu vergeben, sondern von ei-

ner eigenen Abteilung im Haus zum Selbst-

kostenpreis vornehmen zu lassen.

Da diese neue Struktur erfolgreich war und 

mit dem Umzug in die Georgstraße Kapa-

zitäten frei geworden waren, weitete der 

Heimstättenverein diese Abteilung um fünf 

Maurer und Maler zu einem Handwerker-

Regiebetrieb aus.138 Dieser sollte die Reno-

vierungsarbeiten in der steigenden Zahl von 

Mietwohnungen im Bestand des Heimstät-

tenvereins durchführen, was bislang über 

externe Handwerksbetriebe erledigt worden 

war.139 Ein merklicher Erfolg war, dass nun 

die Reaktionszeit auf Reparaturanforderun-

gen gesenkt werden konnte.

Anna und Karl-Heinz Dralle haben im Laufe 

der über 60 Jahre, die sie beim Heimstät-

tenverein wohnen, gute Erfahrungen damit 

gemacht.140 Einmal, so berichten sie, sei 

ein Gasofen defekt gewesen und er sei nur 

ein Tag nach dem Anruf repariert worden. 

„Den	Service	der	Heimstätte	find‘	ich	gut!“	

erklärt Frau Dralle mit Nachdruck. „Wenn 

man etwas hat, sind sie sofort da. Sofort.“141

Der Vorstand verband mit dem Handwer-

ker-Regiebetrieb aber nicht nur die Vor-

stellung, dass die Arbeiten „fachgerechter 

und preiswerter ausgeführt“ werden könn-

ten, sondern wünschte sich auch, dass da-

durch ein engerer und direkterer Kontakt 

zwischen Genossenschaftsverwaltung und 

Mitgliedern entstehen würde.142 Die Hand-

werker, nun Teil der Genossenschaft, soll-

ten durch ein offenes Ohr bei Problemen 

der Mieterinnen und Mieter direkt reagieren 

oder an sie herangetragene Bitten weiter-

geben können.143 

Einen besseren Austausch fördern sollte 

außerdem das erstmals 1975 erscheinen-

de Mitgliedermagazin „HVO Nachrichten“, 

das aktuelle Informationen aus der Genos-

senschaftsverwaltung beinhaltete, Tipps 

zu Finanzierungsfragen gab oder über den 

Stand von Neubauten informierte.144

Mitglieder im Fokus: 
Handwerker-Regiebetrieb und HVO-Nachrichten
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Titelblatt der Erstausgabe „HVO-Nachrichten“ vom September 1975. 
Quelle: HVO-Hausarchiv
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Die 1970er-Jahre zeichneten sich durch 

eine durchgehend starke Neubautätigkeit 

aus, die lediglich in den mittleren Jahren in-

folge der Ölkrise einen kurzfristigen Dämp-

fer erhielt.145 Hatte die Zahl der neu gebau-

ten Wohnungen im Rekordjahr 1973 bei 

714.000 Wohnungen gelegen, so war sie bis 

Mitte der 1970er-Jahre bis unter 500.000 

und damit auf den Wert von etwa 1953 

gesunken.146 Schon 1978 aber war bereits 

ein weiteres Rekordjahr zu verzeichnen. Al-

lerdings betraf dies fast ausschließlich den 

Eigenheimbau – der Mietwohnungsbau war 

infolge der kontinuierlichen Streichung von 

Fördergeldern seit den 1960er-Jahren bei-

nahe zum Erliegen gekommen.

Der Wohnungsmarkt in den 1970er-Jahren

Die Anzahl der Neubauten von Wohnungen 

in Mehrfamilienhäusern und damit über-

wiegend Mietwohnungen sank seit 1973 

kontinuierlich, in Osnabrück von 948 auf 

244 im Jahr 1979.147 Dabei war die Nach-

frage nach Mietwohnungen, insbesondere 

kleineren Zuschnitts, durchaus vorhanden 

und die Stadt Osnabrück verlor seit 1978 

jährlich rund 1.000 Einwohner, weil diese 

aufgrund der hohen Mieten ins Umland zo-

gen.148 Unter diesen Marktbedingungen – 

hohe Zinsen, hohe Grundstückskosten und 

fehlende Bauförderung – waren Neubauten 

mit dem Ziel, die Wohnungen günstig zu 

vermieten, für keinen Wohnungsbauträger 

umsetzbar.149

Bad Rothenfelde, Natruper Holz, Hofbreede, Haste, Lüstringen

Auch der Heimstättenverein konzentrier-

te sich vor allem in der zweiten Hälfte des 

Jahrzehnts auf den Bau von Eigentums-

wohnungen. Hatte er 1970 bis 1974 noch 

144 Miet- und 139 Eigentumswohnungen 

bzw. -häuser fertiggestellt, darunter viele 

an der Wersener Straße und einige in Bad 

Rothenfelde und Voxtrup, also im Landkreis 

Osnabrück, so standen zwischen 1975 und 

1979 lediglich acht neu gebaute Mietwoh-

nungen 133 neuen Eigentumswohnungen 

gegenüber.150 Zu Letzteren gehörten die zwi-

schen 1978 und 1981 im Bereich Wersener 

Straße / Julius-Leber-Straße / Föhrenstraße 

gebauten 35 zweigeschossigen Reihenei-

gentumshäuser und 14 Eigentumswohnun-

gen in zwei mehrgeschossigen Häusern.151
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Luftbild der Häuser Wersener Straße 89 bis 95 a in Osnabrück-Eversburg, gebaut 1972–1974.  
Foto: Gert Westdörp / NOZ, 2005 
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In den 1980er-Jahren dagegen entstan-

den wieder vermehrt Mietwohnungen. In 

Lüstringen, Am Ziegeleiplatz, erstellte die 

HVO 1981 Einfamilien-Reihenmietshäu-

ser für kinderreiche Familien und begann 

1982 mit dem Bau eines Doppelhauses mit 

zwölf Seniorenwohnungen von zwischen 

47 und 58 m2 Größe, die im Mai 1983 be-

zogen wurden.152 Das Baugelände erwies 

sich als besonders passend, weil alle rele-

vanten Nahversorgungseinrichtungen wie 

Post, Bank und Einkaufsmöglichkeiten zu 

Fuß erreichbar waren. Das Deutsche Rote 

Kreuz und die beiden christlichen Gemein-

den des Stadtteils übernahmen die medizi-

nische und soziale Betreuung.

Weitere Mietwohnungen, darunter auch 

zwölf Seniorenwohnungen, entstanden 

in Hellern an der Hofbreede.153 Durch ein 

Sonder-Wohnungsbauprogramm des Lan-

des Niedersachsen begann die HVO hier 

1983 mit dem Bau von zweigeschossigen 

Einfamilienreihenhäusern. Und noch im 

selben Jahr  wurde der Bau von zweige-

schossigen Einfamilienhäusern im Stadtteil 

Haste im Baugebiet „Hof Hanesch“ in An-

griff genommen.
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Die 1980er-Jahre waren von einer schwa-

chen Konjunktur gekennzeichnet. Nach-

dem der Mietwohnungsneubau schon in 

den 1970er-Jahren gering ausgefallen war, 

kam es ab 1979 auch beim Eigenheimbau 

zu einem deutlichen Rückgang. Gut 100 

Baufirmen	 in	Osnabrück	gaben	 im	ersten	

Halbjahr 1982 bekannt, zahlungsunfähig 

zu sein.154 Dennoch kam es vor allem durch 

die geburtenschwachen Jahrgänge ab Mit-

te der 1980er-Jahre zu einem Wohnraum-

überschuss.155

Vor diesem Hintergrund verschob sich 

der Schwerpunkt der Aktivitäten der Ge-

nossenschaft auf die Sanierung und Mo-

dernisierung bestehender Gebäude. Heinz 

Brinkmann, 1963 bis 1988 hauptamtlicher 

Vorstand beim Heimstättenverein, erläu-

terte die Situation wie folgt: Gerade größe-

re und teurere Wohnungen, d.h. ab einer 

Kaltmiete von 6 DM je m2, seien merklich 

schwerer vermietbar. Im Jahr 1984 habe 

die HVO durch Wohnungsleerstand bereits 

Mietausfälle von knapp 60.000 DM erlitten, 

im Vorjahr sei es lediglich knapp die Hälf-

te gewesen. Der Heimstättenverein habe 

wegen der geringen Nachfrage sogar Ein-

familienhäuser auf Vorrat gebaut – für die-

se aber bereits Käufer gefunden – und so-

gar Grundstücke mangels Nachfrage nach 

Neubauten verkauft. Wenigstens sei in na-

her Zukunft durch die Tendenz zu Single-

Haushalten mit einem Zuwachs des Bedarfs 

an Kleinwohnungen zu rechnen.

Der Wohnungsmarkt in den 1980er-Jahren

Wohnhäuser an der Hofbreede 165. Foto: HVO, 2004
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Im Dezember 1988 informierte der Heim-

stättenverein seine Mitglieder in den HVO-

Nachrichten über Pläne der Bundesre-

gierung, die Wohnungsgemeinnützigkeit 

abzuschaffen.156 Zwar seien die großen 

Wiederaufbauleistungen nach dem Krieg 

abgeschlossen und der Wohnungsmarkt in 

den 1980er-Jahren ausgeglichen, aber das 

Vorhaben sei nicht hilfreich, um Anreize zur 

Lösung der Wohnungsprobleme der Zu-

kunft zu schaffen. Es müsse darum gehen, 

Wohnqualitäten zu verbessern, den Woh-

nungsmarkt strukturell an die sich wan-

delnde Bevölkerung und deren Bedürfnisse 

anzupassen und Engpässe ausgleichen zu 

können.

Die Überlegungen waren auf Bundesebene 

zwar nicht neu, waren nun jedoch als ein 

Aspekt im Rahmen einer geplanten gro-

ßen Steuerreform konkretisiert worden und 

wurden 1989 tatsächlich umgesetzt: Das 

Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz wurde 

aufgehoben und die Steuerbefreiung für 

die gemeinnützige Wohnungswirtschaft ge-

strichen. Für die Genossenschaften hieß 

Das Ende der Wohnungsgemeinnützigkeit

es nun, sich zu entscheiden: Sie konnten 

entweder	 steuerpflichtige	 Wohnungsbau-

unternehmen werden oder steuerbefreite 

Vermietungsgenossenschaften.

Für den Heimstättenverein war von Anfang 

an klar, wie er sich entscheiden würde: Er 

wurde eine steuerbefreite Vermietungsge-

nossenschaft.157 Demnach werden Steuern 

lediglich auf einige Ausnahmegeschäfte 

veranschlagt wie die Vermietung von Gara-

gen oder Gästewohnungen oder den Um-

satz von Blockheizkraftwerken, nicht aber 

auf das Hauptgeschäft. Dieses besteht nun 

ausschließlich daraus, Wohnhäuser für den 

eigenen Bestand zur Vermietung zu erstel-

len – Eigentumshäuser dürfen nun nicht 

mehr gebaut werden. Diese Änderung führ-

te dazu, dass die bislang für den Bau von 

Eigentumswohnraum zuständige Neubau-

abteilung der HVO aufgelöst wurde. Die für 

diese Abteilung arbeitenden zwei Maurer 

mussten jedoch nicht persönlich die Kon-

sequenzen tragen, sondern wurden noch 

bis zu ihrem regulären Ruhestand bei der 

HVO weiterbeschäftigt.
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Hatten Wohnungssuchende Anfang bis 

Mitte der 1980er-Jahre eine gute Auswahl 

auf dem Wohnungsmarkt, so verkehrte 

sich die Situation schon 1988 ins Gegen-

teil. Nun klagten nicht mehr die Vermieter 

über den Wohnungsleerstand, sondern die 

Mieter über die Wohnungsnot.158 Hierzu ge-

hörten zum einen einkommensschwache 

Personen wie Arbeitslose und Studierende, 

die sich gegen die Masse der Mitbewerber 

nicht durchsetzen konnten, zum anderen 

aber auch Großfamilien. Durch den Trend 

zu Single-Haushalten waren Bauaktivitäten 

insbesondere in Richtung Kleinwohnun-

gen gegangen, auch die Aufteilung von 

größeren Wohnungen war vorgekommen,  

sodass nun größere Familien auf der Stre-

cke blieben.

Im folgenden Jahr verschlimmerte sich die 

Situation noch dramatisch. Grund für den 

akuten Wohnungsmangel war einerseits die 

fehlende Neubautätigkeit in Osnabrück, die 

1989 mit lediglich vier neuen Wohneinheiten 

einen Negativrekordwert erreichte. Anderer-

seits kam es etwa Mitte der 1980er-Jahre 

zu einem verstärkten Zuzug von Deutschen 

aus den ehemaligen Sowjetgebieten, den 

sogenannten „Russlanddeutschen“, der ge-

Die HVO als Vermietungsgenossenscha�

Der Wohnungsmarkt Ende der 1980er- bis Mitte der 90er-Jahre

rade in Osnabrück durch das Grenzdurch-

gangslager im lediglich 15 km entfernten 

Bramsche besonders groß war.159 Selbst 

Containerwohnungen konnte sich die Stadt 

Osnabrück als Überbrückungslösung vor-

stellen und berief einen Wohnungsbaube-

auftragten, um die Probleme zügig in den 

Griff zu bekommen.

Anfang der 1990er-Jahre zogen die Immo-

bilienpreise an, zugleich sorgten gestiege-

ne Zinsen zur Zurückhaltung bei Bauinter-

essierten.160 Fördergelder von Bund, Land 

und Kommune für etwa 1.000 Wohnungen 

wurden für Osnabrück zur Verfügung ge-

stellt, teilweise nach Kriterien des sozialen 

Wohnungsbaus und damit mit einer fest-

gelegten moderaten Miethöhe, um wenigs-

tens einen Teil der knapp 6.000 fehlenden 

Wohnungen auszugleichen. Um Zuschüsse 

tatsächlich nur an Geringverdiener auszu-

zahlen nutzte Osnabrück zwischen 1993 

und 1998 die gemäß einem Bundesgesetz 

gegebene Möglichkeit, von Mietern eine 

Fehlbelegungsabgabe einzuziehen, wenn 

diese das im sozialen Wohnungsbau er-

laubte maximale Einkommen um mehr als 

40 Prozent überschritten.161

Im niedersächsischen Vergleich war die 
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Lage am Osnabrücker Wohnungsmarkt 

am schwierigsten und so kam es hier 1992 

anlässlich des „Osnopoly-Aktionstages“ 

sogar zu einer Demonstration gegen die 

herschende Wohnungsnot. Aussicht auf 

Besserung bestand kaum, denn die Bau-

kosten waren viel zu hoch, um günstigen 

Wohnraum erstellen zu können. Unterhalb 

einer kalkulierten Kaltmiete von 7 bis 9 DM 

konnte keine neue Wohnung angeboten 

werden.162 Erschwerend kam hinzu, dass 

durch die Abschaffung der Wohnungsge-

meinnützigkeit generell weniger Fördergel-

der oder andere Investitionsanreize gebo-

ten wurden, insbesondere von Seiten des 

Bundes.

Kleinwohnungsbau durch Dachgeschossaufbauten

Fördergelder der Stadt Osnabrück, wie das 

Baulückenprogramm oder das Programm 

zum Dachgeschossausbau, zielten vor al-

lem auf eine Entspannung am Mietwoh-

nungsmarkt.163 Der Dachgeschossausbau 

war dabei besonders attraktiv, denn der 

Grund und Boden, an dessen Fehlen oder 

zu hohen Preisen Bauplanungen sonst im-

mer wieder scheiterten, war hier bereits vor-

handen und ohne Erschließungszeiten oder 

Änderung von Bebauungsplänen nutzbar. 

Am intensivsten wurde die Erschaffung 

neuer Wohnungen durch Dachausbau in 

Osnabrück durch den Heimstättenverein 

genutzt, nämlich mit einem Investitionsvo-

lumen von 24 Millionen DM.164 Die ersten 

Umbauten wurden an der Wersener Straße 

durchgeführt, es folgten die Sedan- und die 

Artilleriestraße sowie Gebäude am Schöler-

berg. Dazu wurden die zumeist bestehen-

den Spitzdächer durch hohe, bewohnbare 

Dächer ersetzt und die bisherigen Miete-

rinnen und Mieter gaben Teile ihrer Keller-

räume an die neuen Bewohner der Dach-

geschosswohnungen ab. Zumeist zogen 

”Russlanddeutsche” in die neuen kleinen 
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Wohnungen unter dem Dach, sodass sie 

in bereits bestehende Wohngebiete integ-

riert werden konnten und eine gemischte 

Bewohnerschaft entstand. 

Auf diese Weise baute der Heimstättenver-

ein in nur wenigen Jahren 108 neue kleine 

Wohnungen in 53 Häusern. Mit der bau-

lichen Veränderung wurden oft zugleich 

Wärmedämmarbeiten an den Fassaden 

und der Anbau von Balkonen kombiniert, 

was die Mieterzufriedenheit erhöhte.

Dachgeschossaufbau in der Sedanstraße 58 a. 
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Fotoserie: Christoph Böer, 1995



92   100 JAHRE HVO   

Ende 1999 stellte die HVO am Ravensbrink 

16 a erstmals eine Einrichtung für Betreu-

tes Wohnen fertig.165 Diese bestand aus 24 

Wohnungen sowie verschiedenen Gemein-

schaftseinrichtungen wie einem Gemein-

schaftsraum, einem Praxisraum für einen 

Physiotherapeuten und einem Zimmer für 

die Arbeiterwohlfahrt, die die soziale Betreu-

ung für die Bewohner übernommen hatte. 

Diese beinhaltete ein Notrufsystem und Hil-

fe bei Behördengängen.

Das in den 1990er-Jahren allerorts einge-

führte Konzept des Betreuten Wohnens war 

als Alternative zu einem Platz im Altenheim 

gedacht, denn es ließ die Bewohnerinnen 

und Bewohner mit ihren zunehmenden Sor-

gen im Alter nicht allein, ohne sie jedoch 

in ihrer Selbstständigkeit einzuschränken. 

Den Mitgliedern sollte es dadurch ermög-

licht werden, ihr ganzes Leben bei der HVO 

wohnen zu können. „Die älteren Mieter sol-

len nicht denken, abgeschoben zu werden“, 

erklärte der HVO-Vorstand Jürgen Silies 

anlässlich der Eröffnung der Einrichtung, 

„sondern sie führen in ihren Wohnungen ein 

normales Leben weiter und können bei Be-

darf Betreuung in Anspruch nehmen“.166 Im 

Vorfeld des Gebäudebaus war es allerdings 

zu einer Auseinandersetzung zwischen den 

Anwohnern und dem Heimstättenverein ge-

kommen.167 Worum war es gegangen?

KAPITEL 6 

Betreutes Wohnen am Ravensbrink 16 a
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Die Einrichtung Betreutes Wohnen am Ravensbrink 16 a. Foto: HVO, 2004
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Da bezahlbares Bauland Mangelware war, 

hatte sich der Heimstättenverein für die 

geplante Einrichtung nach unbebauten 

Flächen umgesehen, die ihm bereits ge-

hörten, und war am Ravensbrink fündig 

geworden. Hier hatte die HVO bereits beim 

Bau der Siedlung 1938 einen Spielplatz 

angelegt. Mittlerweile wohnten dort jedoch 

vorwiegend ältere Menschen und der Spiel-

platz lag weitgehend brach. Als der Heim-

stättenverein nun beschloss, einen Teil des 

Geländes für die Einrichtung zu nutzen, 

protestierten die Anwohner. Sie verwiesen 

auf den Verlust des Spielplatzes und sorg-

ten sich um die Optik der Wohnanlage, 

wenn ein solch größeres Gebäude hinein-

platziert würde. Schwerer wog aber noch, 

dass einige Mieter am Ravensbrink, wie 

auch an der angrenzenden Schürenstraße 

und Friedrich-Holthaus-Straße, Teile ihrer 

gemieteten Gärten für den Neubau herge-

ben sollten.

Die Ablehnung des Bauprojekts beschränk-

te sich dabei auf seine zukünftigen direk-

ten Anwohner. Andere Mitglieder der HVO 

sprachen sich zugunsten der Einrichtung 

aus. So brachte ein Bewohner des Zie-

genbrinks zum Ausdruck, es beunruhige 

ihn, dass „Rhabarber ernten und Würste 

grillen [...] Vorrang vor dem Bauvorhaben 

Garten an der Schürenstraße 5, links, vor dem 
Bau der  Senioreneinrichtung. 
Quelle: HVO-Hausarchiv, Foto: HVO, um 1998
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des Heimstättenvereins“ hätten, das älteren 

Menschen ermögliche, fremdbestimmtes 

und bevormundetes Wohnen in einem Al-

ten-	und	Pflegeheim	zu	vermeiden.168

Die Anwohnergemeinschaft beschloss nun, 

zwei Vertreter – einer von ihnen war Heinrich 

Ahlert – in den Aufsichtsrat zu wählen, um 

das Projekt zu verhindern. Da die Planun-

gen und die Beschlusslage aber weit fortge-

schritten waren, war ein Stopp des Projekts 

nicht mehr zu erreichen, zumal die beiden 

Vertreter sich auch erst in einem Aufsichts-

rat von insgesamt sechs Personen hätten 

durchsetzen müssen.

Mittlerweile ist am Ravensbrink wieder Ruhe 

eingekehrt. Die Senioreneinrichtung ist – 

auch dank der leicht abschüssigen Lage 

und den dadurch treppenartig angelegten 

Häusern und Gärten – kein optischer Stör-

faktor geworden. Auch der Spielplatz ist 

vergessen, an ihm besteht nicht wirklich 

Bedarf, und selbst das Gartenland-Problem 

hat sich gelöst: Da einige Mieter altersbe-

dingt ihre Gärten abgeben wollten, konnten 

sie anderen angeboten werden, denen ihr 

„Restgarten“ zu klein war. Herr Ahlert aber 

blieb dem Aufsichtsrat erhalten – noch bis 

2016.

Der Wohnungsmarkt Anfang des 21. Jahrhunderts

Seit Mitte der 1990er-Jahre entspannte 

sich der Wohnungsmarkt aus Sicht der 

Mieter merklich.169 Neubauprojekte wur-

den für Bauträger daher wieder unrenta-

bel. Eine kurzfristige Belebung erfuhr der 

Eigenheimbau im Jahr 2004, denn da zum 

Jahresende	 die	 Eigenheimzulage	 entfiel,	

nutzten noch viele Bauinteressierte die 

letzte Gelegenheit für den Erhalt der För-

derung.170 Damit war die Flaute ab 2005 

vorprogrammiert und aufgrund der Markt-

sättigung folgte erneut eine Phase, in der 

– ähnlich Mitte der 1980er-Jahre – die Be-

standspflege	 im	Vordergrund	 stand.171 Ne-

ben Modernisierungen half auch eine Perso-

nalverstärkung in der Abteilung Vermietung, 

den leichten Wohnungsleerstand bei der 

HVO schnell abzubauen. Langsam belebte 

sich auch die Nachfrage wieder, sodass seit 

2008 die Lage auf dem Wohnungsmarkt für 

Vermieter günstig ist und neuerdings sogar 

Stimmen laut werden, die nach einer Wie-

dereinführung des gemeinnützigen Woh-

nungsbaus rufen.



96   100 JAHRE HVO   

KAPITEL 6 

Die	 Bestandspflege	 und	 die	 Mitgliederbe-

treuung – diese beiden Aspekte waren für 

Ulrich Raabe im Rückblick auf seine Vor-

standstätigkeit bei der HVO in den Jah-

ren 1987 bis 1999 am wichtigsten.172 Sein 

Nachfolger, Jürgen Silies, sieht das ähn-

lich. Allerdings stellt Silies fest, dass die 

Bestandspflege	aufgrund	der	immer	mehr	

werdenden	 Auflagen	 immer	 komplizierter	

werde – angefangen beim E-Check, also 

der Prüfung aller elektrischen Anlagen und 

Geräte im Haus, über die Ausstattung mit 

Rauchmeldern, die Durchführung von Le-

gionellenprüfungen, die Einhaltung der 

neuen Datenschutzgrundverordnung, die 

Energiesparverordnung bei Neubauten, bis 

hin zum Erstellen von Energieausweisen 

u.v.m.173	 So	 kommt	 es	 mittlerweile	 häufi-

ger vor, dass bei der regulären Überprü-

fung von Gebäuden auf Bedarf an Repara-

tur und Modernisierung Zweifel bestehen, 

ob die Modernisierungskosten in einem 

sinnvollen Verhältnis zum erwarteten Ertrag 

stehen bzw. die Gebäude überhaupt noch 

in einen aus aktueller Sicht zufriedenstel-

lenden Zustand gebracht werden können. 

Zwar geht es dem Heimstättenverein als 

einer Genossenschaft nicht um einen zu er-

zielenden Gewinn, aber sie muss mit dem 

Geld ihrer Mitglieder wirtschaften. Eine 

Abriss und Neubau an der Borsigstraße

Kosten-Nutzen-Rechnung ist daher auch 

hier zwingend erforderlich.

So kam es, dass die Genossenschaft ent-

schied, dass eine Modernisierung und 

energetische Sanierung im Wert von über 

2,5 Millionen Euro für die 1927 errichteten 

und in Zuschnitt und Wohnkomfort veral-

teten Gebäude an der Borsigstraße 4 bis 

14 im Stadtteil Schinkel den Aufwand nicht 

lohnten.174 Stattdessen sollte an derselben 

Stelle neu gebaut werden. Zwar bedauer-

te auch die HVO den Wegfall der histori-

schen Häuserzeile, aber nur so konnten an-

statt der 35 veralteten nun 44 barrierearme 

Wohnungen zwischen 52 und 88 m2, mit 

festen Kellerräumen, Fahrstühlen, Gärten, 

Stellplätzen für Autos und Fahrräder sowie 

Südbalkonen entstehen. Für die Mieter be-

deutete dies, ausziehen zu müssen – aber 

wie immer sozial gefedert durch die Ge-

nossenschaft, die für fast alle Betroffenen 

Ausweichwohnungen im Bestand zur Ver-

fügung stellte und die Renovierungs- und 

Umzugskosten trug.175 Die beiden Neubau-

ten lehnen sich mit ihrer Klinker-Putz-Kom-

bination architektonisch an die historischen 

Gebäude an, die vor ihrem Abriss noch für 

eine Sonderaufgabe genutzt wurden: Sie 

dienten der Osnabrücker Feuerwehr für 

eine groß angelegte Löschübung.
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1927 gebaute Mietshäuser an der Borsigstraße. Foto: Strenger, 1969
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Borsigstraße 12–14, Neubau, Nordseite zur Straße. Foto: HVO, 2016

Dass Häuser aus den 1920er-Jahren aktu-

ellen Ansprüchen nicht mehr genügen, ist 

jedoch nicht grundsätzlich der Fall. So er-

freuen sich die Häuser im Musikantenvier-

tel bis heute großer Beliebtheit. Anlässlich 

des Abbruchs des Gebäudes Beethoven- 

straße 21 entbrannte in Osnabrück An-

fang der 1990er-Jahre eine Debatte über 

den kulturellen Wert der Gartensiedlung 

Das Musikantenviertel wird historisch

am Westerberg, die in den 1920er-Jahren 

durch den Heimstättenverein aus Eigen-

tumswohnungen errichtet worden war.176 

Die jeweiligen Privateigentümer der Häu-

ser hatten zwar seither viele Eingriffe in das 

Erscheinungsbild der Siedlung vorgenom-

men, aber dennoch lässt sich an ihr immer 

noch die Städtebaukultur der 1920er-Jahre 

gut ablesen.177 Viele Kritiker des Abbruchs 
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Borsigstraße 12–14, Neubau, Südseite. Foto: HVO, 2016

forderten daher, dass die Siedlung als kul-

turelles Erbe geschützt werden solle, auch 

wenn das Ensemble als Ganzes nicht unter 

Denkmalschutz stehe. 

Die Stadt versuchte nun, eine Erhaltungs-

satzung einzurichten, die die Eigentümer 

dazu	verpflichten	sollte,	Veränderungen	an	

ihren Häusern nur gemäß genauen Richt-

linien für Farben und Materialien für Geh-

wege, Anstriche und Fenster vorzunehmen. 

1995 musste die Stadt ihre Bemühungen 

jedoch aufgrund von zu viel Gegenwehr sei-

tens der Eigentümer aufgeben. 

Man kann nur hoffen, dass die Diskussion 

nachhaltig das Bewusstsein geschärft hat 

und die Eigentümer in Zukunft freiwillig ih-

ren Beitrag zum Erhalt der städtebaulich 

prägenden Siedlung leisten.



100   100 JAHRE HVO   

KAPITEL 6 

Häuser im Musikantenviertel, hier die Beethovenstraße 17–19, in der einst Heinrich Grewe wohnte. 
Foto: HVO, 2019
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Schon seit etwa 2008 herrscht, wie er-

wähnt, wieder Knappheit auf dem Woh-

nungsmarkt.178 Diese veranlasst die Länder 

dazu, erneut Förderprogramme für den 

Bau günstiger Wohnungen aufzulegen. 

Während aber Nordrhein-Westfalen mit 

Tilgungs- und Aufwendungszuschüssen zu-

mindest halbswegs attraktive Angebote 

macht, beschränkt sich Niedersachsen auf 

die Gewährung günstiger Darlehen. Zwar 

sind diese noch etwas günstiger als die der-

zeit am Markt erhältlichen, aber für den ge-

ringen Unterschied lohnt es sich für keine 

Baugesellschaft, sich auf eine Mietpreisbin-

dung bzw. Bewohnerbindung einzulassen. 

Vor diesem Hintergrund wundert es nicht, 

dass sich die Mieten für die Wohnungen 

der aktuellen Neubauprojekte des Heim-

stättenvereins an der zur Wohnsiedlung Ra-

vensbrink gehörenden Friedrich-Holthaus- 

Straße	6	und	8	fast	auf	Marktniveau	befin-

den – alles andere wäre gemäß Wirtschaft-

lichkeitsberechnungen weltfremd und zum 

Schaden der Genossenschaftsmitglieder.179

Während es der HVO im älteren Bau-

bestand vereinzelt sogar gelingt, selbst 

modernisierte Wohnungen zu Mieten an-

zubieten, die sogar Empfängern von Ar-

beitslosengeld II genehmigt werden, kön-

nen die seit 2017 neu errichteten Gebäude 

an der Friedrich-Holthaus-Straße 6, 8 und 

18 nicht mit günstigen Mieten punkten. 

Dennoch stellen sie etwas Besonderes 

dar, erläutert Jürgen Silies, Vorstandsmit-

glied der HVO.180 Statt wie noch in den  

1990er-Jahren ergänzend zu Mietwohnun-

gen Einrichtungen für Betreutes Wohnen 

zu schaffen, werden neue Wohnungen 

wie diese grundsätzlich barrierearm ge-

staltet: Die Bewohner gelangen ebener-

dig ins Haus, jedes Haus verfügt über ei-

nen Aufzug, der bis in den Keller reicht, 

die Türen sind breit genug für Rollstühle 

und jeder kann sich zusätzlich ein Notruf- 

system bestellen, einen erhöhten Toiletten-

sitz oder einen zusätzlichen Sitz in der Du-

sche nachrüsten lassen – jede achte Woh-

nung, so schreibt es die Stadt Osnabrück 

mittlerweile vor, muss sogar behinderten-

gerecht angelegt sein. Die Neubauten an 

der Friedrich-Holthaus-Straße zeigen, wie 

sich Baustandards in nur 20 Jahren ver-

ändern können, um optimale Wohnbedin-

gungen gerade für eine alternde Gesell-

schaft zu bieten.

Barrierearmes Wohnen: Friedrich-Holthaus-Straße



102   100 JAHRE HVO   

KAPITEL 6 

Die Mitglieder der HVO bleiben das Herz-

stück der Genossenschaft. Zwar wünschen 

sich Vorstandsmitglied Jürgen Silies und 

Aufsichtsratsmitglied Wilfried Temme man-

ches Mal mehr Beteiligung bei den Mitglie-

derversammlungen, schon allein auch um 

einer gezielten Wahl von Personengruppen 

mit einseitigen Positionen in den Aufsichts-

rat vorzubeugen, die dann versuchen könn-

ten, ihre Privatinteressen durchzusetzen.181 

Aber Debatten wie die um die Zuständigkeit 

für die Straßenreinigung 1954, um das Be-

treute Wohnen am Ravensbrink 1999 oder 

den verhältnismäßig einvernehmlich umge-

setzten Auszug der Miterinnen und Mieter 

aus der Borsigstraße 2014 zeigen, dass es 

einen lebendigen Austausch zwischen HVO-

Verwaltung und Mitgliedschaft zum Vorteil 

aller gibt. Zu diesem Austausch trägt auch 

bei, dass der Vorstand sich darum bemüht, 

dass stets auch Mieter im Aufsichtsrat re-

präsentiert sind und damit die Perspektive 

der Mieter und Teilhaber auch in den etwa 

zweimonatlich	 stattfindenden	 Sitzungen	

eingebracht wird.

Der Heimstättenverein heute und morgen
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Friedrich-Holthaus-Straße 18. Foto: HVO, 2016
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„Unser Bestreben damals im Vorstand“, so 

berichtet Ulrich Raabe, „war stets, dafür zu 

sorgen, dass die Wohnungen in einem guten 

Zustand sind und die Mieten bezahlbar“.182 

Teilweise wurde dies auch durch Zusam-

menarbeit mit anderen Genossenschaften 

zugunsten der Mitglieder beider Organisati-

onen erreicht. Gerade erst 2018 haben die 

Wohnungsgenossenschaft Osnabrück und 

die HVO gemeinsam die Kabelverträge mit 

Vodafone neu verhandelt, sodass aufgrund 

der großen Zahl der Nutzer die Preise für 

die einzelnen Mieter verringert und die Kon-

ditionen verbessert werden konnten.183 Aus 

demselben Grund wird gemeinsam mit der 

WGO bei den Stadtwerken Gas bezogen 

und so zeigt sich das gute Verhältnis der 

Baugenossenschaften in Osnabrück un-

tereinander immer wieder als Zugewinn für 

die Genossinnen und Genossen. 

„Zudem“, fährt Raabe fort, „wollten wir die 

Mitglieder gut informieren und mit ihnen 

im Austausch stehen.“184 Wie widersprüch-

lich jedoch eine gute Informationspolitik 

und der Wunsch nach mehr Beteiligung 

sein können, brachte der langjährige Mieter 

Ulrich Raabe, von 1986 bis 1999 hauptamtliches Mitglied des HVO-Vorstands. 
Foto: Dirk Egelkamp, 2019
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2019

KAPITEL 6

Karl-Heinz Dralle auf den Punkt.185 Er habe 

nur einmal an einer Mitgliederversamm-

lung teilgenommen, denn die Ergebnisse 

hätten ja auch in den HVO-Nachrichten 

oder später dem seit 1997 erscheinenden 

Mieterheft „Echo“ gestanden, das habe 

ihm ausgereicht. Und dort stehe auch, so 

betont Dralle, wie es in der Genossenschaft 

sein solle hinsichtlich Mitmenschlichkeit 

und des Umgangs der Mieter untereinan-

der. Das sei nur leider nicht für alle verbind-

lich, seufzt er.

Das große Jahrhundert der Genossen-

schaften als Aufbruch in einen neuen Zeit-

geist ist zweifellos vorbei. Aber die rund 

800 Millionen Genossenschaften in etwa 

100 Ländern186 sind mittlerweile ein alltägli-

ches Organisationsprinzip geworden. Auch 

wenn man sich ihrer Werte daher oft nicht 

mehr so bewusst ist, gehören Ziele wie die 

gegenseitige Hilfe, die kollektive Selbstor-

ganisation und Selbstverantwortung oder 

die Gleichheit aller Mitglieder zum Funda-

ment der Genossenschaften und zu ihren 

Erfolgsprinzipien. 

Die UNO hat das Jahr 2012 zum internati-

onalen Jahr der Genossenschaften ausge-

rufen, um die Idee der Genossenschaften 

und ihre gelungene „Verbindung von Wirt-

schaftlichkeit und sozialer Verantwortung“, 

so der damalige UNO-Generalsekretär  

Ban Ki-Moon in seiner Begründung, wie-

der stärker ins Bewusstsein zu bringen.187 

Im Jahr 2014 hat auch die UNESCO die 

Genossenschaftsidee, die auf Werten wie 

„Solidarität, Ehrlichkeit und Verantwortung“ 

fuße, als immaterielles Weltkulturerbe aner-

kannt.188

Der Rückblick auf 100 Jahre Geschichte 

des Heimstättenvereins hat gezeigt, was 

diese Idee für die Praxis bedeutet: gegen-

seitige Hilfe statt Konkurrenz, Gestaltungs-

möglichkeiten	 statt	 Zustimmungspflicht,	

Achtsamkeit statt Gleichgültigkeit gegen-

über anderen Mitgliedern und Bewohnern, 

finanzieller	Gewinn	aller	anstatt	Gewinnma-

ximierung weniger. Nicht zuletzt steht der 

Heimstättenverein Osnabrück für gutes und 

bezahlbares Wohnen für alle Genossinnen 

und Genossen. Damit hat die HVO immer 

wieder die „Voraussetzung für ein friedliches 

und glückliches Dasein“ geschaffen.189
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ENDNOTEN

1  Beamten-Wohnungsverein Osnabrück: Niederschriften für die Hauptversammlungen  

 1919-1939, HVO-Hausarchiv.
2  Schreiben HVO an Magistrat v. 15.04.1919, NLA OS, Dep 3b, IV, Nr. 1701,  

 Scan S. 3.
3  Ebd., Scans S. 10f., Ihmels: 40 Jahre, S. 7.
4  Vgl. NLA OS, Dep 3b, IV, Nr. 1701, Scan S. 14 und OZ v. 10.05.1919, ebd.  

 Scan S. 15.
5  Ebd., Scans Seiten 1-14.
6  Vgl., auch für das Folgende, OZ v. 10.05.1919, NLA OS, Dep 3b, IV, Nr. 1701,  

 Scan S. 15. Zur Wohnungssituation in der Stadt Osnabrück nach dem Ersten  

 Weltkrieg vgl. auch Verwaltungsbericht der Stadt Osnabrück für 1913-1923,  

 S. 217-222.
7  Zur Wohnungssituation in Osnabrück nach dem Ersten Weltkrieg vgl. Hansmann:  

 Werkswohnungsbau, S. 4.
8  Vgl. HVO 1919-1969, ohne Seitenzählung.
9  Satzungen des Beamten-Wohnungsvereins Osnabrück, eingetragene  

	 Genossenschaft	mit	beschränkter	Haftpflicht,	angenommen	in	der	Gründungs- 
 versammlung vom 8. Mai 1919, eingetragen in das Genossenschaftsregister zu  

 Osnabrück am 4. Juni 1919, S. 3.
10  Vgl., auch für das Folgende, Karthaus u.a.: Baugenossenschaften, S. 62f;  

 Grohmann: Spar- und Bauverein, S. 33; Heiser: Gründung.
11  Es existiert ein Statut v. 14.05.1983, vgl. NLA OS, Dep 3b IV, Nr. 1502.
12  Vgl. NLA OS, Erw A 38, Akz. 46/1996, Nr. 50; Hansmann: Werkswohnungsbau,  

 S. 14-16 und Heese: Gesellschaft, S. 456-458.
13  Vgl. NOZ v. 13.08.1974.
14 Vgl. OT v. 24.03.1962. Hier wird behauptet, die Osnabrücker Wohnungsbaugesell- 

 schaft sei mit dem Gemeinnützigen Osnabrücker Bauverein 1941 verschmolzen,  

 mit dem sie sich aber bereits 1937 gegründet hatte, daher wird hier vermutlich der  

 Spar- und Bauverein von 1893 gemeint sein.
15  Vgl. www.stephanswerk.de/de/Ueber-uns/ueber-uns.htm [DL: 26.10.2018].
16  Vgl. OT v. 25.02.1967. 1953 entstand das Tochterunternehmen VWB, die Vereinigte  

 Wohnungsbau- und Bauhilfe-GmbH.
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17  Vgl. NOZ v. 14.07.1999.
18  Vgl. Hansmann: Werkswohnungsbau, S. 18-21 und OT v. 25.02.1967.  
19  Vgl., auch für das Folgende, Novy: Genossenschafts-Bewegung, S. 154; Grohmann:  

 Spar- und Bauverein, bes. S. 28.        
20  Zur Umbenennung vgl. NLA OS, Dep 3b, IV, Nr 1701, Scan S. 103.   
21  Vgl. Hafner: Eigenheim, bes. S. 562. Zur Wohnungssituation in den 1920er-Jahren  

 vgl. auch Zimmermann: Wohnungspolitik, S. 55-58.      
22  Zur Namengebung vgl. z.B. die in den frühen Jahren der Weimarer Republik  

 entstanden Wohnungsfürsorgegesellschafen, die sich v.a. der Betreuung privater  

 Bauherren widmeten. Ihr Dachverband nannte sich nach einer Umbenennung   

 „Reichsverband der deutschen Heimstätten e.V.“, vgl. Grohmann: Spar- und Bauver 

 ein, S. 89. Ein Vertreter der Organisation gehörte auch dem Preisgericht der HVO  

 für die Bebauung des Klushügels und des Westerbergs an, vgl. Ideenwettbewerb,  

 NLA OS, Dep 3b, IV, Nr 1701, S. 4, Scans S. 87-90. Zur Anzahl der gebauten  

 Wohnungen vgl. HVO 1919-1969, ohne Seitenzählung.
23  HVO-Geschäftsbericht für 1968, S. 5.        
24  Vgl., auch für das Folgende, Karthaus; Baugenossenschaften, bes. S. 74, 80f.,   

 Bunte: Überwindung der Wohnungsnot, Kapitel 3. Dabei gehörte es durchaus auch  

 zur Strategie, die späteren Bewohnerinnen und Bewohner durch Verbesserung ihrer  

 Lebenssituation von der Sozialdemokratie fern zu halten.     
25  Vgl. NLA OS, Rep 430, Dez. 902, Akz. 2003/068, Nr. 89, u.a. Scan S. 21.   
26  Vgl. NLA OS, Dep 3b, IV, Nr 1701.        
27  Vgl. Novy: Genossenschafts-Bewegung, S. 165.      
28  Vgl. HVO 1919-1969, ohne Seitenzählung.       
29  Vgl. HVO 1919-1969, ohne Seitenzählung sowie HVO-Geschäftsbericht 1982, S. 32. 
30 Vgl. OT v. 15.10.1949.          
31  Vgl. Ihmels: 40 Jahre, S. 18f; zur Enteignungsabsicht vgl. NLA OS, Dep 3b, IV, Nr  

 1701, bes. Scans S. 104 und 107. Verlauf und Ausgang des Verfahrens sind leider  

 nicht überliefert.         
32  Zum Westerberg vgl. Rickling: Osnabrück, S. 412f.      
33  Vgl., auch für das Folgende, Osnabrücker Tageblatt v. 10.05.1919, OZ v.   

 10.05.1919, Ausschreibung „Ideenwettbewerb“ in NLA OS, Dep 3b, IV, Nr. 1701,  
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 Scan S. 87-90; HVO 1919-1969, ohne Seitenzählung und Hansmann: 

 Werkswohnungsbau, S. 64-67. Zum Siedlungsbau im Osnabrück der 1920er-Jahre  

 vgl. Frankmöller: Neues Bauen, S. 31-36.
34  Vgl. ebd.
35  Vgl. Möller: Siedlungen, S. 124.
36  Vgl. Karthaus: Baugenossenschaften, S. 78f.
37  Vgl. Möller: Siedlungen, S. 118.
38  Vgl. HVO-Geschäftsbericht 1933, abgedruckt in Kapitel 2.
39  Vgl. HVO 1919–1969, ohne Seitenzählung sowie HVO-Geschäftsbericht 1936.
40  Vgl. Hansmann: Werkswohnungsbau, S. 75-77.
41  Vgl. HVO-Geschäftsberichte für 1936 und 1937.
42  Zu den Zahlen, auch für das Folgende, vgl. die Übersicht in HVO-Geschäftsbericht  

 1982, S. 32 sowie Ihmels: 40 Jahre, S. 19.
43  Vgl. Novy: Genossenschafts-Bewegung, S. 63.
44  Vgl. NLA OS, Rep 430, Dez. 902, Akz. 2003/068, Nr. 89, bes. Scan S. 87. Vgl. zur  

 Ehefrau Amtsgerichtsschreiben v. 29.04.1952, Akte Beethovenstr. 17,  

 HVO-Hausarchiv.
45  Schreiben Grewes an die Kreisverwaltung, Wiedergutmachungs- und  

 Betreuungsstelle für Verfolgte des Naziregimes, in Tecklenburg v. 10.03.1949, NLA  

 OS, Rep 430, Dez. 902, Akz. 2003/068, Nr. 89, Scans S. 108-110, Zitat S. 108.
46  Vgl. ebd., Scan S. 15, 108, Zitat S. 15. Vgl. auch die Darstellungen bei  

 Steinwascher: Geschichte, S. 721 und Hoffmeyer: Chronik, S. 539.
47  Vgl. Eidesstattliche Erklärung der SPD Unterbezirk Osnabrück v. 22.04.1948, NLA  

 OS, Rep 430, Dez. 902, Akz. 2003/068, Nr. 89, Scan S. 127.
48  Zum Stadt-Wächter und zur Stadtwächterpartei vgl. Steinwascher: Geschichte,  

 S.  707f.; Hoffmeyer: Chronik, S. 522, 530-532 und Kühling: Osnabrück, Kap. 2.
49  Ebd., S. 532.
50  Vgl., auch für das Folgende, Der Stadt-Wächter v. 17.11.1929, S. 1, Zitat ebd.
51  Vgl. ebd.
52  Vgl. ebd.
53  Lt. Darstellung im Schreiben des Aufsichtsrats der HVO an die Mitglieder der  

 Genossenschaft v. 16.01.1930, NLA OS, Dep 3 b IV, Nr 1701, Scan S. 114.
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54  Vgl. ebd.
55  Vgl. ebd.
56  Eidesstattliche Erklärung der SPD Unterbezirk Osnabrück v. 22.04.1948  

 (mit Anpassung der Interpunktion), NLA OS, Rep 430, Dez. 902, Akz. 2003/068,  

 Nr. 89, Scan S. 127.
57  Die Angelegenheit lässt sich im Detail nicht rekonstruieren, da die Gerichtsakte aus  

 dem Oberlandgericht nicht erhalten geblieben ist. Grewe selbst hatte bereits nach  

 dem Krieg die Auskunft erhalten, die Akte sei durch Bombenangriffe vernichtet, vgl.  

 Schreiben Grewe an die Kreisverwaltung Tecklenburg v. 05.01.1954, NLA OS, Rep  

 430, Dez. 902, Akz. 2003/068, Nr. 89, Scans S. 25 und 31.
58  Zur Inhaftierung vgl. die Berichte Grewes in NLA OS, Rep 430, Dez. 902, Akz.   

 2003/068, Nr. 89, besonders Schreiben v. 05.01.1954 und v. 18.06.1950, Scans S.  

 25-32 und 51-54 sowie OZ v. 13.05.1933.
59  Vgl. Hoffmeyer: Chronik, S. 539f.
60  Vgl. Hoffmeyer: Chronik, S. 543, Steinwascher: Geschichte, S. 715, 784 und  

 Kröger: Osnabrück, S. 139. Die Ehrenbürgerschaft wurde am 02.04.1946  

 aberkannt.
61  Vgl. Hoffmeyer: Chronik, S. 539, 543, 545.
62  Vgl. Schreiben Grewes an den Kreissonderhilfsausschuss für den Stadtkreis  

 Osnabrück v. 18.06.1950, NLA OS, Rep 430, Dez. 902, Akz. 2003/068, Nr. 89,   

 Scans S. 51-54.
63  Für Ihm wurde um 1929 über ein staatliches Wohnungsbaudarlehen eine Wohnung  

	 an	der	Mozartsr.	51	finanziert,	vgl.	Akte	Mozartstr.	51,	HVO-Hausarchiv.	Ihm	konnte		
 also Einblicke in die Arbeit der HVO haben. Dieser Hintergrund lässt vermuten, dass  

 Gronewald seine Informationen über den ursprünglichen Prozess, in welchem Grewe  

 Meineid geleistet haben soll, von Ihm bezog, denn Gronewald hatte, zumindest nach  

 Auffassung Grewes, mit dem Angeklagten Grewe gar nichts zu tun.

  Vgl. Schreiben Grewes an die Kreisverwaltung Tecklenburg am 05.01.1954, NLA  

 OS, Rep 430, Dez. 902, Akz. 2003/068, Nr. 89, Scan S. 25.
64  Vgl. Abschriften der Urteilsbegründungen, NLA OS, Rep 430, Dez. 902, Akz.   

 2003/068, Nr. 89, Scans S. 56-62, Zitat S. 61.
65  Ebd., Zitate S. 57f.
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66  Vgl. ebd.
67  Vgl., auch für das Folgende, NLA OS, Rep. 980, Nr. 16342 und BArch, Pers 101,  

 Nr. 19194, u.a. Scans S. 325 und 333.
68  Vgl. HVO 1919-1969, ohne Seitenzählung.
69  Vgl. BA, Pers 101, Nr. 19194, Scans S. 236ff.
70  Geschäftsbericht HVO 1933, S. 1. Zu Neumanns Position bei der NSDAP vgl.  

	 Adressbuch	der	Stadt	Osnabrück	1935-1936,	S.	409	sowie	Heese:	Topografien,	 
 S. 78. Auch das spätere Vorstandsmitglied Waldemar Sörensen bestätigte an Eides  

 statt, dass Grewe aufgrund seiner SPD-Mitgliedschaft sein Vorstandsamt verlor, vgl.  

 NLA OS, Rep 430, Dez. 902, Akz. 2003/068, Nr. 89, Scan S. 23.
71  Vgl. BArch, Pers 101, Nr. 19194, Scan S. 248; Beglaubigte Abschrift aus dem  

 Genossenschaftsregister des Amtsgerichts Osnabrück v. 19.07.1938, Mappe 1,   

 HVO-Hausarchiv sowie Anhang „40 Jahre Heimstättenverein Osnabrück“ zum HVO- 

 Geschäftsbericht 1958, S. 22. Neumann, eigentlich Adolf-Wilhelm Neumann, geb.  

 am 14.10.1900, trat bereits am 01.07.1930 der NSDAP bei, vgl. NSDAP-Gaukartei  

 in BArch, R 9361-IX KARTEI, Nr. 30440827f. Er wohnte v. 11.09.1933 bis zum   

 10.01.1934 in der Martinistraße 79, danach im Lieneschweg 106 und zw. 1936  

 und 1940 im Lieneschweg 94 – zumindest letztere war eine Wohnung des  

 Heimstättenvereins, vgl. Häuserkartei der Stadt Osnabrück, 1930–1967, NLA OS,  

 Dep 3c, Nr. 2005 und Adressbücher der Stadt Osnabrück 1935/36. Für August  

 Eggert wurde in den 1920er-Jahren eine Lehrerwohnung an der Beethovenstr. 3  

	 über	Arbeitgeberdarlehen	durch	die	HVO	finanziert,	vgl.	NLA	OS,	Rep	430,	 
 Dez 212, Akz 24/1996, Nr. 48 und Akte Beethovenstr. 3, HVO-Hausarchiv.
72  Vgl. HVO-Geschäftsbericht 1933.
73  So erzählte es ”Fräulein Laube” Herrn Ahlert, der 1956 als Buchhalter zur HVO kam,  

 vgl. Interview Ahlert.
74  Vgl. NLA OS, Rep 430, Dez. 212, Akz. 24/1996, Nr. 37.
75  Am 10. Mai 1939 beschloss der Vorstand dann konsequenterweise eine  

 Satzungsänderung, nach der Juden nicht Mitglied im Heimstättenverein sein  

 konnten. Vgl. beglaubigte Abschrift aus dem Genossenschaftsregister des  

 Amtsgerichts Osnabrück v. 05.08.1955, Mappe 1, HVO-Hausarchiv.
76  Vgl. zu den persönlichen Daten NLA OS, Rep 430, Dez. 902, Akz. 2003/068, Nr. 89,  

ENDNOTEN



114   100 JAHRE HVO   

 Scans S. 5, 12, 20, 87, 103 und 127. Sein Haus an der Beethovenstr. 17, das  

 Mitte der 1920er-Jahre als Eigentumswohnung durch die HVO errichtet worden war,  

 hatte er wohl nie verkauft. Das Angebot des Rückkaufs durch die HVO wurde von  

 dieser abgelehnt, vgl. Akte Beethovenstr. 17, bes. Schreiben Grewes an HVO v.   

 05.09.1933, HVO-Hausarchiv. Anderweitige Bemühungen, das Haus zu verkaufen,  

 waren offenbar nicht getätigt worden oder nicht erfolgreich verlaufen.
77  Vgl. Schreiben des Regierungspräsidenten an Grewe v. 30.10.1945, NLA OS,  

 Rep 430, Dez. 902, Akz. 2003/068, Nr. 89, Scan S. 19.
78  Vgl. hierzu, auch für das Folgende, NLA OS, Rep 430, Dez. 902, Akz. 2003/068,  

 Nr. 89.
79  Vgl. Schreiben Grewes an die Kreisverwaltung Tecklenburg v. 10.03.1949, ebd.,  

 Scans S. 109f.
80  Vgl. ebd., Scan S. 1.
81  Vgl. Protokollbuch Generalversammlungen 1940 bis 1970, S. 24 und 32,  

 HVO-Hausarchiv.
82		 Vgl.	Interview	Ahlert.	Dafür	spricht	auch,	dass	keine	Entnazifizierungsakte	existiert.
83  Zum Wechsel der Ämter, auch für das Folgende, vgl. die HVO-Geschäftsberichte,  

 zu weiteren persönlichen Daten vgl. Mitgliederkartei/-datei im HVO-Hausarchiv.  

 Die Vermutung über den Grund von Neumanns Ablösung nährt sich daraus, dass  

 Neumann 1940 in das Wehrmeldeamt, Zimmer 70 verzogen ist, vgl. Häuserkartei  

 der Stadt Osnabrück, 1930-1967, NLA OS, Dep 3c, Nr. 2005.
84  Vgl., auch für das Folgende, NLA OS, Dep 3c Gewerbe, Akz. 13/93, Nr. 186; NLA  

 OS, Rep 980, Nr. 495 sowie Akte Klushügel 17, HVO-Hausarchiv.
85  Vgl. ebd., Briefbogen mit Schreiben v. 15.02.1940, Zitat ebd.
86  Vgl. NLA OS, Rep 980, Nr. 495. Zwar war er Mitglied der Deutschen Arbeitsfront  

 (DAF) und der Nationalsozialistischen Volkswohlfahrt (NSV), zugleich hatte er jedoch  

 1932 und noch im März 1933 bei den Wahlen für die SPD gestimmt. Mitglied der  

 NSDAP war er nie. Vgl. ebd.
87  Vgl. BA, Pers 101, Nr. 19194, Scan S. 369.
88  Zitat ebd., Scan S. 333.
89  Vgl. ebd., Scans S. 329-342.
90  Vgl. Ihmels: 40 Jahre Heimstättenverein.
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91  Vgl. Interview Ahlert.
92  HVO-Geschäftsbericht 1968, S. 5.
93  Vgl. Ihmels: 40 Jahre, S. 23.
94  Vgl. HVO 1919-1969, ohne Seitenzählung.
95  Vgl. ebd.
96  Vgl. Interview Ahlert, S. 4 und Akte An der Katharinenkirche 2, HVO-Hausarchiv.
97  Vgl. ebd.
98  Zur allgemeinen Situation nach dem Zweiten Weltkrieg in den westlichen  

 Besatzungszonen vgl., auch für das Folgende, Schulz: Wiederaufbau, S. 31-41 und  

 Beyme: Wohnen, bes. S. 81-89. Zur Situation in Niedersachsen vgl. Auffarth/ 

 Saldern: Der soziale Wohnungsbau und Lüning: Zwischen Tür und Angel; für  

 Osnabrück vgl. Verwaltungsbericht der Stadt Osnabrück für die Jahre 1945-1947,  

 Abschnitt Wohnungsamt und Hansmann: Werkswohnungsbau, S. 8-10.
99  Vgl., auch für das Folgende, Lüning: Eigenheim-Land, S. 51.
100 Vgl. ebd., S. 49-54.
101 Vgl. Kreft/Erdmann: Osnabrück, S. 3.
102 Vgl. HVO 1919-1969, ohne Seitenzählung.
103 Vgl., auch für das Folgende, ebd. und OT v. 15.10.1949. Eine knappe  

	 Zusammenfassung	der	HVO-Bauaktivitäten	findet	sich	in	OT	v.	25.02.1967.	 
 Vgl. auch Interview Ahlert.
104  Vgl. Interview Raabe, S. 5-6.
105  Vgl. zum Ersten Wohnungsbaugesetz, auch für das Folgende, Schulz: Wiederauf- 

 bau, bes. S. 239-247; Schulz: Wohnungspolitik; Beyme: Wohnen, S. 102-112;  

 Lüning: Eigenheim-Land, S. 72-77; Wagner: Sozialstaat, S. 32-38; Wagner:  

 Wohnraum, S. 32f. Einen guten Überblick über die Wohnungspolitik seit 1945  

 bietet Egner: Wohnungspolitik.
106  Das Alliierte Kontrollratsgesetz wurde erst 1960 durch das Gesetz „Über den   

 Abbau der Wohnungszwangswirtschaft“ gelockert, vgl. Beyme: Wohnen, S. 129.
107  Vgl. Novy: Genossenschafts-Bewegung, S. 165.
108  Vgl., auch für das Folgende, Interview Ahlert, S. 29f. sowie HVO 1919-1969,   

 ohne Seitenzählung.
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109  Vgl. Schreiben HVO an Verband niedersächsischer Wohnungsunternehmen v.   

 21.02.1958, Mappe „Satzungsänderungen“, HVO-Hausarchiv.
110  Friedrich Keese, geb. am 24.07.1906, Verwaltungsangestellter, war von 1966   

	 bis	1983	Aufsichtsratsvorsitzender	der	HVO.	Das	Entnazifizierungsverfahren		 	
 wurde eingestellt, da er „zu dem nicht zu überprüfenden Personenkreis  

 gehört“, vgl. NLA OS, Rep 980, Nr. 33900, Zitat ebd. Er war 1938 Anwärter   

 der NSDAP gewesen – war aber wohl nicht beigetreten, seit 1935 Mitglied der   

 DAF und seit 1938 im NSV. Vor der NS-Zeit hatte er nach eigener Aussage   

	 SPD	oder	ungültig	gewählt	und	war	bis	zu	dessen	Auflösung	1933	Mitglied	im		 	
 Deutschnationalen Handelsgehilfen-Verband. Vgl. ebd.
111  Vgl. die Ergebnisberichte der allgemeinen Wohnungsschauen von 1949 bis   

 1960, Ordner „Protokolle über Prüfungen des Aufsichtsrats“, HVO-Hausarchiv.
112  Vgl., auch für das Folgende, Interview mit dem Ehepaar Dralle.
113  Vgl., auch für das Folgende, Ordner „Hausordnung 1954“, HVO-Hausarchiv.
114  Vgl., auch für das Folgende, OT v. 12.05.1959.
115  Vgl. Interview Temme, S. 2-4 und 16. Zur Siedlung Telgenkamp vgl. HVO   

 1919-1969, ohne Seitenzählung.
116  Zum Zweiten Wohnungsbaugesetz vgl. Schulz: Wiederaufbau, S. 288-314;   

 Beyme: Wohnen, S. 102-112; Lüning: Eigenheim-Land, S. 77-81;  

 Wagner: Sozialstaat, bes. S. 46-49; Wagner: Wohnraum, S. 56f.
117  Zum Verhältnis Eigenheim- und Mietwohnungsförderung in Niedersachsen   

 und seine Ursachen vgl. Lüning: Eigenheim-Land, S. 81-94, bes. S. 81 und   

 Wagner-Kyora: Eigenheime, bes. S. 102.
118  Vgl. Akte Rosenkranzkirche, HVO-Hausarchiv; OT v. 12.05.1959; HVO 1919-1969,  

 ohne Seitenzählung.
119  Vgl., auch für das Folgende, OT v. 10.05.1961, v. 05.05.1962, v. 12.11.1963 und  

 v. 26.03.1964; Rickling, S. 336.
120  Vgl., auch für das Folgende, OT v. 21.04.1966 und HVO 1919-1969,  

 ohne Seitenzählung.
121  Vgl. Ebd., S. 123. Der Anteil sank bis auf rund 25 Prozent in den 1970er-Jahren,  

 vgl. ebd.
122  Zahlen aus Beyme: Wohnen, S. 107.
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123  Vgl., auch für das Folgende, Sonderbeilage des OT v. 25.02.1967. Zur Förder- 

 politik Osnabrücks vgl. auch OT v. 09.03.1967.
124  Vgl., auch für das Folgende, NOZ v. 10.05.1969.
125		 Offiziell	eingeladen	zur	Busrundreise	waren	auch	nur	der	Vorstand,	der	 
 Aufsichtsrat und die drei Leitenden Angestellten, vgl. Einladungsliste in Ordner  

 Jubiläum, HVO-Hausarchiv.
126  Vgl., auch für das Folgende, Interview Ahlert.
127  Vgl. auch HVO-Nachrichten v. November 1981, S. 3.
128  Vgl. Interview Ahlert, S. 4, 11 und 33 sowie HVO-Geschäftsbericht 1956.
129  Vgl., auch für das Folgende, HVO-Geschäftsbericht 1959.
130  Vgl. HVO 1919-1969, ohne Seitenzählung.
131  Vgl. Interview Ahlert sowie HVO-Geschäftsbericht 1973.
132  Vgl. HVO-Geschäftsbericht 1974 sowie HVO-Nachrichten Sept. 1975, S. 1.
133  Vgl. HVO-Geschäftsberichte 1969 und 1970.
134  Vgl. NOZ v. 29.11.1979 und HVO-Geschäftsbericht 1978, S. 11.
135  Vgl. NOZ v. 24.07.1986.
136  Vgl. NOZ v. 29.11.1979.
137  Vgl. Interview Ahlert.
138  Vgl. HVO-Geschäftsbericht 1975, S. 3 u. 7 und 1978, S. 11.
139  Vgl., auch für das Folgende, Interview Temme.
140  Vgl. Interview Dralle.
141  Ebd., S. 6.
142  Vgl. Interview Temme und HVO-Nachrichten v. September 1975, S. 2.
143  Vgl., auch für das Folgende, Interview Temme, S. 21-22.
144  Vgl. Ordner „HVO-Nachrichten“, HVO-Hausarchiv. Ursprünglich sollte das Heft  

 offenbar von mehreren gemeinnützigen Bauträgern in Osnabrück und mit lediglich  

 angepasster erster Seite herausgegeben werden.
145  Vgl., auch für das Folgende, HVO-Geschäftsbericht 1974, S. 8; NOZ v. 04.07.1978  

 u. v. 24.10.1980. 146 Zahlen aus Beyme: Wohnen, S. 107.
147  Zahlen aus NOZ v. 24.10.1980.
148  Vgl. NOZ v. 06.06.1984, nach Aussage der SWG.
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149 Vgl. NOZ v. 15.07.1982 sowie NOZ v. 21.01.1981, v. 11.07.1981, v. 23.09.1981  

 und v. 12.08.1982. Vgl. auch HVO-Nachrichten v. Nov. 1980, S. 1.
150 Vgl. HVO-Geschäftsberichte.
151 Vgl. NOZ v. 29.11.1979 und HVO-Geschäftsberichte.
152 Vgl., auch für das Folgende, NOZ v. 24.09.1981, v. 15.02.1982, v. 15.07.1982, v.  

 27.06.1983 und v. 28.10.1983; HVO-Geschäftsbericht 1981, S. 5.
153 Zu den Seniorenwohnungen vgl. HVO-Nachrichten v. November 1985.
154 Vgl. NOZ v. 27.07.1982.
155 Vgl., auch für das Folgende, NOZ v. 10.07.1985 und v. 24.07.1986,  

 HVO-Geschäftsberichte 1984 und 1985.
156 Vgl. HVO-Nachrichten Dez. 1988, S. 1.
157 Vgl., auch für das Folgende, Silies in Interview Ahlert, S. 27f.
158 Vgl., auch für das Folgende, NOZ v. 06.01.1989, v. 26.04.1989 und v. 08.12.1989.
159 Vgl. Interview Temme, S. 11.
160 Vgl., auch für das Folgende, NOZ v. 31.01.1990, v. 08.02.1990, v. 02.03.1990,   

 v. 03.04.1990, v. 21.06.1990, v. 07.06.1991, v. 09.09.1991, v. 23.10.1991,  

 v. 16.01.1992, v. 01.02.1992 und v. 26.06.1992, v. 30.08.1993.
161 Vgl. NOZ v. 01.04.1993, v. 05.08.1998 sowie Silies in Interview Temme, S. 26.
162 Vgl. NOZ v. 06.01.1989.
163 Vgl., auch für das Folgende, NOZ v. 27.07.1993.
164 Vgl., auch für das Folgende, NOZ v. 29.11.1994, Interviews Temme, S. 10-14 und  

 Raabe, S. 5-6.
165 Vgl., auch für das Folgende, NOZ v. 18.12.1999.
166 Ebd. Vgl. auch Ordner „Betreutes Wohnen im Alter“, HVO-Hausarchiv.
167 Vgl., auch für das Folgende, Interview Ahlert, S. 21 und Interview Raabe, S. 12f.,  

 NOZ v. 23.06.1998, v. 28.06.1998 u. v. 18.12.1999.
168  Vgl. NOZ v. 03.07.1998.
169  Vgl. NOZ v. 18.10.1993, v. 30.06.1994, v. 03.12.1994, v. 09.05.1996,  

 v. 04.12.1996, v. 21.07.1997, v. 21.05.1998, v. 30.05.1998 und v. 03.06.1999.
170  Vgl. NOZ v. 15.08.2003 u. v. 02.01.2004.
171  Vgl., auch für das Folgende, Silies in Interview Temme, S. 13f.
172  Vgl. Interview Raabe, S. 4.

ENDNOTEN



  100 JAHRE HVO   119

173  Vgl. Silies in Interview Raabe, S. 20.
174  Vgl. NOZ v. 19.02.2014, v. 06.03.2014, v. 08.10.2014, v. 01.07.2015 und  

 v. 30.07.2015; Echo 1/2014, S. 9, 1/2015, S. 4 und 2/2015, S. 4.
175  Ähnlich im Fall der Friedrich-Holthaus-Straße 18, vgl. Echo 1/2013, S. 9.
176  Vgl. NOZ v. 14.09.1991, v. 03.03.1992, v. 05.12.1992, v. 05.03.1993,  

 v. 29.04.1993, v. 18.03.1995 und v. 28.07.1995.
177  Vgl. Möller: Siedlungen, S. 124.
178  Vgl., auch für das Folgende, Silies in Interview Temme, S. 21 und Raabe, S. 14f.
179  Interview Ahlert, S. 17; Echo 2/2017, S. 5.
180  Vgl., auch für das Folgende, Silies in Interview Ahlert, S. 25.
181  Vgl. Interview Temme.
182  Interview Raabe, S. 4.
183  Vgl. Silies in Interview Temme, S. 17.
184  Interview Raabe, S. 4.
185  Vgl. Interview mit dem Ehepaar Dralle.
186  Zahlen nach Deutschlandfunk v. 12.01.2017, https://www.deutschlandfunk.de/ 

 genossenschaften-werden-weltkulturerbe-einer-fuer-alle-und.1148de.   

 html?dram:article_id=376266 [DL: 26.10.2018].
187  Vgl. https://www.genossenschaften.de/internationales-jahr-der- 

 genossenschaften-2012-0 [DL: 26.10.2018], Zitat ebd.
188  Vgl. Deutschlandfunk v. 12.01.2017 (wie oben) und Bericht der Deutschen   

 UNESCO-Kommission auf https://www.unesco.de/kultur-und-natur/immaterielles- 

 kulturerbe/immaterielles-kulturerbe-deutsch-land/bundesweites-49 [DL:    

 26.10.2018].
189  Zitat aus HVO-Geschäftsbericht 1978, S. 4.
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HVO-GESCHICHTE IM ÜBERBLICK

Anzahl der Mitglieder, Anteile, Wohnungen und Bilanzsummen

HVO-Geschichte im Überblick

Jahr  Mitglieder  Anteile  Anzahl Bilanzsumme 
 am 31.12.  Wohnungen

08.05.1919    Nichts

1919 809   331.876,77 M

1920 951   696.271,17 M

1921 1.044   1.860.991,70 M

1922 1.069  3 40.749.459,63 M

1923 1.116  3 33.080.109.410.722,12 M

1924 1.113  3 114.396,08 RM

1925 1.089  3 749.534,42 RM

1926 869  3 1.416.085,33 RM

1927 775  15 2.213.821,36 RM

1928 774  109 3.039.480,87 RM

1929 730 748 178 3.774.746,37 RM

1930 689 704 178 3.263.435,24 RM

1931 655 663 178 3.177.380,42 RM

1932 617 625 178 2.996.448,85 RM

1933 547 554 178 2.700.434,03 RM

1934 520 527 178 2.609.757,06 RM

1935 491 499 178 2.434.964,80 RM

1936 458 467 233 2.747.130,54 RM

1937 449 458 238 2.694.909,16 RM

1938 477 486 238 2.748.088,96 RM 

1939 473 482 262 2.708.275,62 RM

1940 466 475 262 2.671.818,69 RM

1941 458 467 262 2.642.505,98 RM

1942 454 463 262 2.338.099,00 RM

1943 461 472 262 2.358.518,79 RM

1944 460 480 256 2.344.941,36 RM

1945 442 462 253 2.410.686,80 RM

1946 477 501 253 2.489.983,08 RM

1947 476 490 253 2.316.801,35 RM

1948 474 496 253 2.277.351,60 RM

1949 531 555 249 1.566.606,39 DM

1950 591 605 259 2.167.776,93 DM

1951 575 599 259 2.191.822,37 SM

1952 620 637 345 3.227.592,51 DM
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Jahr Mitglieder  Anteile  Anzahl Bilanzsumme
 am 31.12.  Wohnungen

1953 632 645 388 3.436.387,37 DM

1954 730 755 416 5.034.217,84 DM

1955 804 919 505 6.836.452,33 DM

1956 964 1.117 540 7.248.346,35 DM

1957 1.072 1.336 704 8.550.964,49 DM

1958 1.213 1.764 726 11.697.298,25 DM

1959 1.293 2.030 922 16.858.716,46 DM

1960 1.323 2.114 959 18.807.446,97 DM

1961 1.396 2.227 970 19.788.920,17 DM

1962 1.494 2.398 1.142 21.039.482,06 DM

1963 1.580 2.607 1.134 26.636.475,83 DM

1964 1.667 2.814 1.202 30.955.885,69 DM

1965 1.719 3.148 1.250 33.197.804,48 DM

1966 1.787 3.257 1.273 35.497.380,32 DM

1967 1.836 3.521 1.318 39.689.422,08 DM

1968 1.923 3.713 1.372 44.148.303,95 DM

1969 1.994 3.998 1.414 45.337.581,69 DM

1970 2.078 4.207 1.463 47.044.192,80 DM

1971 2.155 4.418 1.470 50.765.379,09 DM

1972 2.220 4.790 1.484 56.140.959,43 DM

1973 2.230 4.887 1.594 60.567.006,71 DM

1974 2.275 5.018 1.627 62.185.015,63 DM

1975 2.322 5.174 1.623 60.972.164,11 DM

1976 2.348 5.415 1.629 61.189.311,16 DM

1977 2.348 5.629 1.591 58.277.335,02 DM

1978 2.360 5.718 1.567 56.920.446,73 DM

1979 2.370 5.735 1.574 58.000.232,84 DM

1980 2.402 5.869 1.576 58.678.430,99 DM

1981 2.376 5.794 1.569 60.068.302,45 DM

1982 2.338 5.620 1.560 61.664.170,03 DM

1983 2.351 5.612 1.575 61.751.542,68 DM

1984 2.369 5.602 1.579 62.606.671,55 DM

1984 2.369 5.602 1.579 62.606.671,55 DM

1985 2.368 5.599 1.599 60.760.433,51 DM

1986 2.397 5.661 1.604 60.205.819,33 DM



122   100 JAHRE HVO   

Jahr  Mitglieder  Anteile   Anzahl Bilanzsumme
  am 31.12.   Wohnungen
1987 2.367 5.570 1.604 59.014.820,46 DM

1988 2.352 5.515 1.601 59.236.258,14 DM

1989 2.347 5.543 1.601 58.345.851,10 DM

1990 2.319 5.824 1.600 58.332.448,49 DM

1991 2.298 5.718 1.616 59.929.124,74 DM

1992 2.261 5.674 1.617 61.250.083,00 DM

1993 2.257 6.452 1.638 64.502.023,30 DM

1994 2.289 6.775 1.672 69.711.199,33 DM

1995 2.232 6.935 1.722 82.276.288,55 DM

1996 2.281 7.270 1.747 88.617.108,00 DM

1997 2.107 6.978 1.762 92.869.381,18 DM

1998 2.134 7.171 1.760 94.427.628,06 DM

1999 2.174 7.124 1.756 98.711.654,45 DM

2000 2.156 7.187 1.779 99.805.909,95 DM

2001 2.151 7.285 1.784 99.113.286,07 DM

2002 2.052 7.188 1.790 50.682.998,62 EURO

2003 2.019 7.176 1.790 50.484.591,91 EURO

2004 1.992 7.326 1.788 50.807.443,28 EURO

2005 1.990 7.376 1.783 50.447.028,71 EURO

2006 1.978 7.427 1.783 50.433.009,73 EURO

2007 1.996 7.589 1.782 50.371.822,79 EURO

2008 2.020 7.736 1.783 51.547.818,70 EURO

2009 2.019 8.138 1.788 53.054.313,10 EURO

2010 2.021 8.633 1.788 54.023.877,80 EURO

2011 2.027 8.799 1.782 55.282.074,22 EURO

2012 2.114 9.527 1.773 55.992.983,29 EURO

2013 2.121 10.010 1.753 55.977.111,55 EURO

2014 2.137 10.558 1.754 58.984.579,11 EURO

2015 2.125 11.529 1.780 62.594.740,70 EURO

2016 2.150 12.127 1.802 62.310.774,15 EURO

2017 2.173 11.675 1.801 64.748.029,68 EURO
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Mitglieder des Vorstands 1919–2019

1919-1933  Heinrich Grewe
1919-1922  Peter Mackenthun
1919-1924  Bernhard Wiegmann
1922-1933  August Eggert
1924-1945  Otto Langheim
1933-1942  Adolf-Wilhelm Neumann (hauptamtlich)
1933-1954  Dodo Ihmels
1942-1945  August Lampe
1945-1953  Waldemar Sörensen (seit 1950 hauptamtlich)
1946-1952  Gustav Nordmeyer
1952-1956  Philipp Holly
1953-1963  Bodo Müller (hauptamtlich)
1955-1985  Heinz Bovenschulte
1957-1968  Friedrich Kröger
1963-1990  Heinz Brinkmann (bis 30.06.1988 hauptamtlich)
1968-1986  Fokko Dirks
1985-1994  Heinz Schrick
1986-1999  Ulrich Raabe (ab 01.10.1988 hauptamtlich)
1990-1992  Heinrich Grewe II
1992-2008  Gregor Bredlich
1994-2015  Günter Poppendiek
seit 1999 Jürgen Silies (hauptamtlich)
seit 2008  Kai-Uwe Bredlich
seit 2015  Nadine Hagensieker

Aufsichtsratsvorsitzende 1919–2019

1919-1924  Emil Koch
1924-1933  Bernhard Wiegmann
1933-1935  Johann Zaun
1935-1947 Theodor Schräder
1947-1948  Justus Sanders
1948-1966  Bernhard Kenning
1966-1983  Friedrich Keese
1983-1985  Heinz Schrick
1985-1999  Diedrich Busch
1999-2015  Georg Bartholomäus
seit 2015  Horst Kurrelmeyer

HVO-GESCHICHTE IM ÜBERBLICK
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Aufsichtsrat

Horst Kurrelemyer (seit 2007), Vorsitzender

Peter Hahn (seit 1999), stellv. Vorsitzender

Astrid Huge (seit 2015), Schriftführerin

Wilfried Temme (seit 1975), stellv. Schriftführer

Dietmar Otte (seit 2016)

Marcel Bretzigheimer (seit 2015)

Vorstand

Jürgen Silies (seit 1999), Dipl. Wohnungs- und Immobilienwirt, hauptamtlich

Kai-Uwe Bredlich (seit 2008), Dipl.-Ing., Architekt, nebenamtlich

Nadine Hagensieker (seit 2015), Selbst. Versicherungskauffrau, nebenamtlich

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

Rechnungswesen 

 Frank Althoff

 Shanice Brodie

 Brigitte Nickelsen

 Manuela Appel

Kaufmännische Wohnungsverwaltung und Vermietung

 Veronika Hünemann

 Angela Kocks

 Sabrina Schildwächter

 Hermann Seifert 

 Carolin Hartmann

HVO-GESCHICHTE IM ÜBERBLICK

Organisation der Genossenscha� 
im Jubiläumsjahr 2019
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Technische Wohnungsverwaltung

 Dietmar Silder

 Stefan Seelhöfer

 Daniela Ebeler

Sekretariat und Allgemeine Verwaltung

 Yvonne Noce

 Bianka Cabus

 Gabriele Minneker

 Aileen Brockmann

Regiebetrieb Gärtner und Maler

 Ralf Haustermann

 Franz-Josef Gretzmann

 Wolfgang Gretzmann

 Thomas Meyer

 Thomas Wiemeyer

Hauswarte und Reinigungskräfte

 Annemarie Krüger

 Andreas Lahrmann

 Maria Aguida Rodrigues
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